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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung

Editorial

„Change“ und „Forward“ waren die zen-

tralen Slogans in den beiden letzten US-

Präsidentschaftswahlkämpfen, die Barack

Obama gewinnen konnte. Damit weckte

er im In- und Ausland Hoffnungen und Er-

wartungen. Allein seine außenpolitischen

Verheißungen reichten aus, ihn nach nur

neun Monaten Amtszeit mit dem Frie-

densnobelpreis auszuzeichnen. Lässt sich

von einer „Weltmacht im Wandel“ spre-

chen? Sind die USA tatsächlich dabei, sich

neu zu formieren? Die Obama-Adminis -

tration trat zu einer Zeit großer politischer,

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Pro-

bleme an: Die schwere Immobilien- und

Finanzmarktkrise, die desaströsen Ergeb-

nisse der Militäroperationen, die hohe

Staatsverschuldung sowie die immer größer

werdende soziale Ungleichheit und schließ-

lich das Erstarken neuer globaler Akteure

verunsicherten Politik und Gesellschaft in

den USA zutiefst. Reformen und Wandel

waren so letztlich auch aufgrund institu-

tioneller Bedingungen und Restriktionen

nur schwer möglich oder scheiterten gar.

Christoph Scherrer befasst sich in seinem

Beitrag mit der aktuellen weltpolitischen

Stellung der USA und fragt danach, ob sich

diese in den letzten Jahren verändert hat.

Mit der Angst als Bestandteil der politi-

schen Kultur, die dazu führt, dass Natio-

nal Security in den USA nicht erst seit

„9/11“ für eine Art kollektiver Obsession

steht, beschäftigt sich Bernd Greiner. Dass

die USA trotz der Wahl des ersten schwar -

zen Präsidenten nicht post-rassistisch sind,

zeigt Marlon Lieber, dessen Beitrag ange-

sichts der Proteste in Ferguson eine trau-

rige Aktualität erfährt. Markus B. Siewert

und Claudius Wagemann fragen nach der

Krise der US-Demokratie, und schließlich

plädiert Julia Mertens im Rahmen der Di-

daktischen Werkstatt für die Behandlung

des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaats

im sozialwissenschaftlichen Unterricht.

Martina Tschirner

Heft 3/2014
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Stuttgart. Kultusminister Andreas Stoch:
„Wir haben einvernehmlich mit der Bun-
deswehr kritische Punkte geregelt, da-
mit die Ausgewogenheit bei der Ver-
mittlung der sicherheits- und friedens-
politischen Bildung in den Schulen
besser gewährleistet ist.“

Kultusminister Andreas Stoch und
Oberst Michael Kuhn vom Landeskom-
mando Baden-Württemberg der Bun-
deswehr haben am 15. August 2014 ei-
ne neue Vereinbarung zur Zusammen-
arbeit beider Institutionen unterzeichnet;
sie ersetzt die von der Vorgängerregie-
rung 2009 geschlossene Kooperations-
vereinbarung. Dies teilt das Kultusmi-
nisterium Baden-Württemberg in den
Sommerferien gegenüber der Presse mit.

In der neuen Vereinbarung wird nun
stärker herausgestellt, dass die sicher-
heitspolitische Bildung in den Schulen
unter Beteiligung der Jugendoffiziere
der Bundeswehr ausgewogen angelegt
sein muss und dass die Jugendoffiziere
im Unterricht nicht für Tätigkeiten in der
Bundeswehr werben dürfen. Zudem wird
neu festgelegt, dass die Teilnahme an-
gehender Lehrerinnen und Lehrer an Se-
minaren der Bundeswehr freiwillig ist.
Die neue Vereinbarung verstärkt auch
den Hinweis auf die Grundsätze des Beu-
telsbacher Konsenses als anerkannte
Grundlage für die politische Bildungs-
arbeit. „Damit haben wir einvernehm-
lich mit der Bundeswehr kritische Punk-
te geregelt, damit die Ausgewogenheit
bei der Vermittlung der sicherheits- und
friedenspolitischen Bildung in den Schu-
len besser gewährleistet ist“, sagte Stoch.
Die neue Vereinbarung werde einerseits
der verfassungsmäßigen Stellung der
Bundeswehr gerecht. Andererseits sei
die Kritik berücksichtigt, die es an der
bisherigen Kooperation gegeben hat.

Stoch möchte darüber hinaus die in
der Landesverfassung verankerte Frie-
densbildung in Schulen künftig weiter
stärken. Dazu befindet sich das Kultus-

ministerium derzeit im Austausch mit
Verbänden, Organisationen und Institu-
tionen aus diesem Bereich und wird ih-
nen eine gemeinsame Erklärung zur Stär-
kung der Friedensbildung vorschlagen.
„Wir wollen sicherstellen, dass sich
Schülerinnen und Schüler ein umfas-
sendes Bild von sicherheits- und frie-
denspolitischen Fragen machen können“,
sagte Kultusminister Andreas Stoch.

In letzter Zeit war es verstärkt wie-
der zu Auseinandersetzungen über den
Einsatz von Jugendoffizieren in Schu-
len gekommen. So hatten noch 2013
zwei Schulen, die der Bundeswehr Auf-
tritte und Werbeveranstaltungen im Un-
terricht untersagt hatten, den Aachener
Friedenspreis erhalten. Ausgezeichnet
wurden das Robert-Blum-Gymnasium
in Berlin und die Käthe-Kollwitz-Schu-
le in Offenbach. Sie seien die ersten ge-
wesen, die angesichts der verstärkten
Werbung der Bundeswehr entsprechen-
de Beschlüsse ihrer Schulkonferenzen
gefasst hätten, teilte der Friedenspreis-
Verein mit.

bildungsklick.15.08.14
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Wehrdienst an Schulen
Stuttgarter Kultusministerium schließt 
neue Vereinbarung mit der Bundeswehr

Historisches Werbeplakat der Bundewehr
aus dem Jahre 1960. 

© Bundeministerium der Verteidigung
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Arbeitskreis deutscher 
Bildungsstätten (AdB) begrüßt
die zusätzlichen Mittel für die
politische Bildung

Berlin. Der Arbeitskreis, eine Dachor-
ganisation unabhängiger Institutionen
für politische Bildung und Jugendarbeit,
freut sich gemeinsam mit den anderen
bundesweiten Verbänden politischer Bil-
dung über die vom Haushaltsausschuss
des Deutschen Bundestages in seiner
letzten Sitzung in Aussicht gestellten zu-
sätzlichen Mittel für die Arbeit der Bun-
deszentrale für politische Bildung und
der freien Träger. Es sollen insgesamt
weitere 10 Mio. Euro für Maßnahmen
und Projekte der politischen Bildung in
den Haushalt 2014 eingestellt werden.

Diese Entscheidung ist eine Aner-
kennung und Wertschätzung der bishe-
rigen Arbeit. Sie ist gleichzeitig auch
Ausdruck einer hohen Erwartung an ei-
ne innovative, qualifizierte und demo-
kratiefördernde Bildungsarbeit. Der Her-
ausforderung, diese außerplanmäßigen
Mittel für eine wirkungsvolle Arbeit noch
in diesem Jahr zu nutzen, stellen sich die
im AdB zusammengeschlossenen Trä-

ger gern. Dennoch ist allen Beteiligten
bewusst, wie wichtig eine strukturell ver-
ankerte, kontinuierliche und verlässli-
che Förderung politischer Bildung für
die Entwicklung der Demokratie ist.

AdB, 23.06.2014

Mehrheit in der Schweiz für mehr
politische Bildung an Schulen

Basel. Eine große Mehrheit der Bevöl-
kerung wünscht sich mehr politische Bil-
dung an den Schulen. Das ist das Re-
sultat einer Studie des Forschungsinsti-
tuts gfs.bern. So soll das Interesse an der
Demokratie gesteigert werden.

Drei Viertel der Stimmberechtigten
wollen das Interesse für die Politik mit
besserer Ausbildung der Bevölkerung an
den Schulen steigern. 41 Prozent der von
gfs.bern Befragten befürworten diesen
Vorschlag gar voll und ganz. Damit ste-
he diese Idee deutlich vor anderen vorge-
schlagenen Reformen für die Schweizer
Innenpolitik, schreiben die Autoren der
Anfang August veröffentlichten Studie. 

Ein solcher Polit-Unterricht muss
gemäß Umfrage praxisnah und politisch

neutral sein. Er soll die Lust an Politik
fördern und etwa Diskussionen über an-
stehende Abstimmungen umfassen. Nur
28 Prozent der Befragten befanden, po-
litische Bildung sei Sache der Eltern. Für
70 Prozent hatte die politische Bildung
den gleichen Stellenwert wie das Fach
Mathematik.

Die Forscher schlagen deshalb vor,
dass ab der 7. Klasse die politische Bil-
dung in der Schule einen festen Platz er-
hält. Es solle eine entsprechende Offen-
sive gestartet werden. Um das politische
Interesse von Jugendlichen zu stärken,
müssten auch elektronische und soziale
Medien verstärkt eingesetzt werden.

Das Forschungsinstitut gfs.bern hat-
te im Rahmen der Studie „Bausteine zur
Stärkung des Schweizer Politsystems“
zwischen dem 12. und dem 18. Mai in
der ganzen Schweiz 1011 Personen über
Telefon befragt. Die Politikforscher er-
stellten die Studie im Auftrag der Bank
Julius Bär.

Den vollständigen Text der Studie fin-
det man unter: http://www.gfsbern.ch/de-
ch/Detail/reformbausteine-schweizer-
politsystem-5066.

Tageswoche, Basel, 4.8.2014
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Klaus-Peter Hufer feiert 
65. Geburtstag

Kempen. Der POLIS-Redakteur Prof.
Dr. Klaus-Peter Hufer wurde im März
diesen Jahres 65. Anfang Juni fand in
seiner Heimatstadt Kempen am Nie-

derrhein zu seinen Ehren ein Symposi-
um zur Frage „Was man können oder
wissen muss, wenn man in der politi-
schen Bildung arbeitet“, statt. An der
Kreisvolkshochschule Viersen hatte der
aus Hessen stammende Jubilar seine Ar-
beit als Leiter des Fachbereichs Politi-
sche Bildung bereits 1976 begonnen.
Jetzt versprach der in Theorie wie Pra-
xis Politischer Erwachsenenbildung glei-
chermaßen ausgewiesene Experte, auch
als Rentner weiterhin aktiv und unbe-
quem zu bleiben.

Das vielseitige Spektrum seiner Lehr-
veranstaltungen reicht von Kursen in
der Justizvollzugsanstalt Willich-An-
rath, über gesellschaftswissenschaftli-
chen Fachunterricht in abschlussbezo-
genen Lehrgängen und regelmäßige Phi-
losophiekurse für Erwachsene bis zu
erwachsenenpädagogischen Fortbil-
dungsangeboten sowie wissenschaftli-
cher Lehre an Hochschulen. 2001 hat-
te er sich an der Universität Duisburg-
Essen habilitiert; aber nicht nur dort
lehrte er seitdem, sondern Lehraufträ-
ge führten ihn auch an die Fachhoch-

schule Niederrhein, die Universität Bo-
chum, die Universität Gießen etc.

Seine Veröffentlichungen, die eine
Lis te von zwei Dutzend Seiten füllen
würde, haben ihre Schwerpunkte neben
der Politischen Erwachsenenbildung in
den Bereichen Rechtsextremismus, Pro-
fessionalisierung, kritische und eman-
zipatorische Politikdidaktik sowie
Philoso phie der politischen Bildung. Un-
ter seinen Büchern ragt das „Ar gu menta -
tionstraining gegen Stammtisch parolen“
aus dem Jahre 2000 her aus, das inzwi-
schen in 8. Auflage vorliegt. Hier kommt
sein engagierter Einsatz für den öffent-
lichen Vernunft ge brauch vor Ort be-
sonders prägnant zum Aus druck. Den
Philosophen Oskar Negt hat dies zu dem
Urteil veranlasst. „Lieber Klaus-Peter
…, du bist ein großer Aufklärer.“ Nach-
zulesen in der gerade er schienen 
Hufer-Festschrift: Grenzgänge. Tradi -
tionslinien und Spannungsfelder in der
politischen Bildung, herausgegeben von
Tim Engartner und Jens Korfkamp,
Schwalbach/Ts. 2014.

vO
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Das zieht einem ja die Schuhe aus! Eine
kleine Rednerin richtet das Wort an die
mitspielenden Grundschüler/innen im
Rahmen des Planspiels Felddorf, das vom
Göttinger Instituts für Demokratiefor-
schung entwickelt worden ist. Das Institut
hat nicht nur Unterrichtsmaterialien zur
Demokratieerziehung herausgegeben,
sondern jetzt auch die fundierte Auswer-
tung seines Projekts „Göttinger Kinderde-
mokratie“ vorgelegt: Yvonne Blöcker / 
Nina Hölscher (Hg.): Kinder und Demokra-
tie. Schwalbach/Ts. 2014.“ 

© Göttinger Institut für 
Demokratieforschung

Tim Diehl:
Wir bekämpfen Feuer mit Feuer!
Rheinland-Pfälzischen Schülern
wird politische Bildung 
weiterhin vorenthalten … 
oder doch nicht?

Sie als Leser dieser Zeitschrift wissen
sicher genau, wovon ich rede, wenn ich
von Unterhaltungen berichte, in denen
es um folgende Inhalte geht: Nein, Erst-
und Zweitstimme sind nicht dafür da,
seine beiden „Lieblingsparteien“ zu
wählen. Nein, der Europarat und der
Europäische Rat sind nicht dasselbe…

Besonders schlimm sind solche Dia-
loge, wenn sie mit rheinland-pfälzischen
Schülerinnen und Schülern (SuS) geführt
werden, die gerade frisch das Abitur ab-
solviert haben – erstens sind sie in der
Regel Erstwähler und freuen sich des-
halb auf ihre demokratischen Mitwir-
kungsrechte und zweitens liegt ihr Poli-
tikunterricht erst ein paar Tage zurück.
Moment, … schauen wir uns die beiden
Behauptungen etwas genauer an:

Zu 1.: Laut der Shell-Jugendstudie
von 2010 sind gerade einmal 33% der
Jugendlichen zwischen 15 und 17 po-
litisch interessiert. Zum Glück wird die-
sem mangelnden politischen Interesse,
das für eine Demokratie mehr als schäd-
lich ist, durch Politikunterricht entge-
gengewirkt, oder?

Zu 2.: Hat man in Rheinland-Pfalz
(RLP) beispielsweise Erdkunde als Lei-
stungskurs gewählt, entfällt jeglicher
Politikunterricht in der Oberstufe voll-
kommen.

Nun gut, könnte man denken, die ko-
gnitiven und emotionalen Grundlagen
unseres Demokratieverständnisses wer-
den sicherlich bereits viel früher gelegt.
Eine Erziehung hin zur Demokratie kann
ja nicht erst in der Oberstufe beginnen.

Aber da muss ich Sie leider enttäu-
schen: Die rheinland-pfälzische Stun-
dentafel der Sekundarstufe I sieht 16
Unterrichtsstunden im gesellschafts-
wissenschaftlichen Bereich vor – 7 da-
von für Geschichte, 6 für Erdkunde und
die verbleibenden 3 für Sozialkunde,
beginnend mit der Jahrgangsstufe 9.

Diese drei Stunden sollen laut Lehr-
plan die Grundlagen der Volkswirt-
schaftslehre, das deutsche Rechtssy-
stem, den korrekten Umgang mit Me-
dien und Grundlagen der Soziologie

erklären sowie nicht nur in politische
Basisthemen einführen, sondern diese
auch so vermitteln, dass er notfalls oh-
ne weiteren Politikunterricht in der
Oberstufe weiß, wie er wählt und sei-
ne Grundrechte wahrnehmen kann.

Der Politikverdrossenheit der Ju-
gendlichen in RLP wird somit mit we-
nig Politikunterricht begegnet – es wird
also „Feuer mit Feuer bekämpft“; eine
Metapher, die beschreibt, wie gefähr-
lich der eingeschlagene Kurs für unser
politisches System ist.

Im Bewusstsein dieses Problems ha-
be ich im Juni 2014 eine Petition an den
Bürgerbeauftragten des rheinland-pfäl-
zischen Landtags gesendet und darin die
genannte Situation erläutert. Nach Ende
der Mitzeichnungsfrist bekam ich eine
Antwort. Das Ministerium für Bildung
beschrieb mir darin, dass politisches Ver-
ständnis nicht rein kognitiv, sondern vor
allem durch außerunterrichtliche Pro-
jekte und eine Vernetzung mit den an-
deren Gesellschaftswissenschaften ge-
lingen könne. Eine Vernetzung mit
Erdkun de und Geschichte, wenn So zial -
kunde erst in der 9 und Erdkunde schon
in der 5 unterrichtet wird? Es wird also
vernetzt, ohne das dritte zu vernetzende
Fach zu haben? Interessant! Und wie sol-
len die außerunterrichtlichen Projekte ei-
nen nennenswerten Lernzuwachs bei den
Jugendlichen erzeugen, wenn ihnen die
Wissensbasis fehlt, die absolut essenti-
ell für optimalen Lernzuwachs ist? Die-
se von mir geäußerten Bedenken wur-
den in einem weiteren Antwortbrief la-
pidar mit der Be hauptung abgetan, der
aktuelle Fä cher kanon in RLP sei „sorg-
fältig austariert (…), sodass der gesam-
te Fächerkanon angemessen Berück-
sichtigung findet.“

Aha? Lassen wir das vor dem Hin-
tergrund des oben Aufgeführten einfach
einmal so stehen, zumal man eine Be-
gründung in dem Schreiben vergeblich
sucht. Immerhin wurde mir in selbigem
Schriftstück versprochen, dass „bei ei-
ner künftigen Überarbeitung der Stun-
dentafel die Möglichkeit einer Umver-
teilung zugunsten des Fachs Sozial-
kunde (…) geprüft“ werde – nun ja, die
Hoffnung stirbt zuletzt.

Der Autor ist Studienrat z.A. im Kirchen-
dienst am Evangelischen Gymnasium Bad

Marienberg mit den Fächern Geschichte
und Sozialkunde. 

t.diehl@ev-gymnasium.de

Anfrage zum Lobbyismus 

Berlin. Immer mehr Wirtschafts- und Fi-
nanzverbände, Privatunternehmen und
andere Lobbygruppen bestimmen die Un-
terrichtsinhalte in den Schulen. Sie pu-
blizieren nicht nur Standards für die
„Ökonomische Bildung“ und unterbrei-
ten den Schulen Fortbildungsangebote,
sondern veranstalten auch interessenge-
leitete Projekte und Schulwettbewerbe,
schreibt Die Linke in ihrer Kleinen An-
frage im Bundestag (18/229. http://dip.
bundestag.de/btd/18/022/1802297.pdf).
Die Fraktion will wissen, wie viel für
Schulen bestimmtes Unterrichtsmateri-
al seit 2010 welchen Bundesministerien
zur Prüfung und Weiterempfehlung zu-
geleitet wurde, wie viel davon wirklich
überprüft wurde, nach welchen Kriteri-
en durch welche Stelle entschieden wird
und welche der genannten Materialien
für den Gebrauch im Unterricht emp-
fohlen werden und welche nicht.
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Grundlegende 
Bestands aufnahme zum 
Politikunterricht an berufs -
bildenden Schulen vorgelegt

Dresden. Die Politische Bildung an be-
rufsbildenden Schulen führt immer schon
eine Art Schattendasein in der Politikdi-
daktik (siehe auch die Besprechung einer
weiteren Veröffentlichung in diesem Heft
auf den Seiten 33/34). Diese thematische
Randständigkeit ist angesichts der quan-
titativen Bedeutung dieses Unterrichts-
gebietes kaum verständlich: Der von
Prof.’in Anja Besand von der Technischen
Universität Dresden publizierte „Moni-
tor“ macht deutlich, dass die berufsbil-
denden Schulen in Deutschland mit mehr
als 2,5 Millionen Schülerinnen und Schü -
lern die größte weiterführende Schulart
sind; in ihr wird in der Bundesrepublik
in jedem Bildungsgang Pflichtunterricht
politischer Bildung angeboten.

Mit der Bereichsanalyse, die Anja Be-
sand zusammen mit ihrem Team Viola
Schmidt und Julia Bauer an der Techni-
schen Universität Dresden erarbeitet hat,
liegt für Deutschland eine breit ange-
legte, wissenschaftlich fundierte und di-
daktisch äußerst anregende Untersu-
chung vor, die in der weiteren Diskus-
sion um die Gestaltung und den Stel-
 len wert politischer Bildung an berufs -
bildenden Schulen noch eine wichtige
Rolle spielen wird. Die Untersuchung
wurde von der Robert-Bosch-Stiftung
finanziert und beruht methodisch in
Ihrem Kern auf einer ausführlichen Be-
fragung von 153 pädagogischen Exper-
ten aus dem Feld. Darüber hinaus ist ein
umfangreiches Datenmaterial über Res-

sourcen, Interessen, Probleme und Po-
sitionen informativ aufbereitet worden.
Der Monitor hebt das Potential für po-
litische Bildungsprozesse in der schuli-
schen Berufsbildung hervor und benennt
überzeugend und konstruktiv Ansatz-
punkte für ihre Weiterentwicklung.

Anja Besand: Monitor Politische 

Bildung an beruflichen Schulen. 

Probleme und Perspektiven 

(Reihe Politik und Bildung – Band 75).

Schwalbach/Ts.: Wochenschau Verlag

2014, 236 Seiten. 22,80 Euro

vO

Feuilletonstreit: 
Geht es mit der Politischen 
Bildung der Jugend bergab?

Berlin. Unter dem Titel „Werden wir al-
le doof“ hat ein Beitrag der Tageszeitung
DIE WELT vom 17. August heftige Ge-
genreaktionen ausgelöst. Der Kolumnist
Reinhard Moor hatte über die historischen
und politischen Kenntnisse Jugendlicher
geschrieben: „Hitler, Stalin, Kennedy, Ul-
bricht und Co. – es geht wild durchein-
ander, wenn junge Leute nach Personen
und Ereignissen der Zeitgeschichte ge-
fragt werden. Das zeigen Studien der ver-
gangenen Jahre wie die des Forschungs-
verbunds SED-Staat an der FU Berlin un-
ter dem Titel ,Später Sieg der Diktaturen?‘
Selbst der prinzipielle Unterschied zwi-
schen Demokratie und Diktatur ist etwa
40 Prozent der Jugendlichen nicht be-
kannt. […] Und was geschah am 13. Au-
gust 1961? Rund die Hälfte der Deutschen
kann diese Frage nicht beantworten,
pünktlich zum 25-jährigen Jubiläum des
Mauerfalls. Das ergab eine aktuelle Um-
frage von infratest dimap. Bei den unter
30-Jährigen konnten sogar nur 32 Pro-
zent das historische Ereignis richtig ein-
ordnen. Der Bildungsnotstand erfasst al-
le Schichten der Gesellschaft.“ 

Zustimmend zitiert der WELT-Autor
dann: „Klaus Schroeder, Leiter des For-
schungsverbunds SED-Staat an der FU
Berlin, resümiert: ,Die Schule ist der zen-
trale Ort gesellschaftlicher Wissensver-
mittlung. Was hier versäumt wird, ist
nicht wiedergutzumachen.‘ Zuweilen
müsse eben auch im Widerspruch zum
desinteressierten Elternhaus gehandelt

werden.“ Der Wissensstand bei Mi-
grantenjugendlichen sei besonders
schlecht. Mohr führt als Beleg die Aus-
sage eines in Berlin-Neukölln tätigen
Sozialarbeiters an „Alles was wir All-
gemeinbildung nennen, ist eine einzige
Katastrophe.“ 

Sebastian Christ in der HUFFING-
TON POST ebenfalls vom 17. August
hält das für Kulturpessimismus: „Mohrs
zentrale Kritik: Ohne fundierte politi-
sche Bildung ist die Demokratie ge-
fährdet. Einen Beleg dafür, dass es da-
mit wirklich bergab geht, bleibt er schul-
dig. Wussten die jungen Deutschen vor
60 Jahren mehr über die Funktionswei-
se von Bundestag und Bundesrat? Oder
vor 25 Jahren mehr über die Funktions-
weise des Bundesverfassungsgerichtes?
Man ahnt es – den Nachweis für den Ver-
fall deutscher Oberstübchen zu führen
wäre etwa so einfach wie einen Pudding
an die Wand zu nageln. By the way: Die
Bundeszentrale für Politische Bildung
wurde in den 50er-Jahren bestimmt auch
nicht aus Zeitvertreib gegründet.“

Im Internetblog CARTA vom 18. Au-
gust (http://www.carta.info/74016/) wen-
det sich auch Torsten Labig gegen die
einseitigen Schuldzuschreibungen an
Lehrer/innen und Schulen und verweist
auf die Theorie von Jan Assmann: „Er-
innerung ist immer eine kulturell ge-
formte Erinnerung. […] Erinnerung und
somit die Verfügbarkeit von kollektivem
Wissen einer Gesellschaft, das die grund-
legenden Werte dieser Gesellschaft von
Generation zu Generation weitergibt, ist
Arbeit. Diese Arbeit wird heute kaum
noch geleistet. Dass in den Schulen die
Vermittlung nicht gelingt, liegt oft nicht
an den Bemühungen der Schulen, son-
dern ist ein Resultat der mangelnden Ver-
ortung dessen, was in der Schule gelehrt
wird, in der gesamtgesellschaftlichen
Praxis. […] Reinhard Mohr greift em-
pirische Daten auf und verbindet diese
mit Klischees und Vorurteilen. Wenn In-
tellektuelle in Deutschland so gearbei-
tet haben, hat dies allzu oft überhaupt
erst zu Dummheit mit tödlichen Folgen
geführt. Dummheit meint hier, dass
scheinbare Fakten wenig differenziert
und dafür äußerst einseitig popularisiert
werden. Die zugrunde liegenden Zu-
sammenhänge aber werden, bewusst
oder unbewusst, ausgeblendet.“ 
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Die Wahrnehmung der weltpolitischen
Stellung der Vereinigten Staaten von
Amerika (USA) unterlag in den letzten
Jahrzehnten raschen Stimmungsum-
schwüngen. Angesichts des Zerfalls der
Sowjetunion Anfang der 1990er Jahre,
dem Wirtschaftsaufschwung unter Prä-
sident Clinton und der raschen Zer-
schlagung des Taliban-Regimes in Af-
ghanistan und des Bath-Regimes im Irak,
konnte in der Tat der Eindruck entste-
hen, dass die USA allein die großen Li-
nien der Weltpolitik vorgeben könnten.
Nachdem nun die USA 2008 selbst von
einer tiefgreifenden Finanzkrise erfasst
wurden, der Aufbau Afghanistans und
des Iraks als wirtschaftlich stabile und
demokratische Gesellschaften als ge-
scheitert angesehen werden muss, und
Schwellenländer wie Brasilien, China
und Indien, trotz Weltwirtschaftskrise
ein beeindruckendes Wirtschaftswachs-
tum vorzuweisen haben, scheint die
Macht der USA mächtig geschrumpft zu
sein. Doch kann sich die Stellung einer

Weltmacht, die über Jahrzehnte gereift
ist, innerhalb weniger Jahre und ohne
Weltkrieg, so schnell ändern? 

In diesem Beitrag vertrete ich die The-
se, dass der US-amerikanische Natio-
nalstaat zwar noch weiterhin global he-
gemonial ist, allerdings verschränkt mit
der Hegemonie einer emergenten inter-
nationalen Bourgeoisie. Die inhaltliche
Füllung des Begriffs Hegemonie ent-
nehme ich den Werken von Antonio
Gramsci.

Verschränkte Hegemonie

Die Schulen im Feld der internationalen
Beziehungen füllen den Begriff Hege-
monie recht unterschiedlich. Hier soll die
gramscianische Belegung des Begriffs
benutzt werden, sprich Hegemonie wird
dann ausgeübt, wenn es gelungen ist, par-
tikulare Interessen weitgehend zu uni-
versalisieren und mit staat licher Gewalt
zu panzern. Die Betonung liegt hier auf
weitgehend, da Antonio Gramsci einen
Herrschaftszustand nicht erst dann als he-
gemonial bezeichnet hat, wenn alle die-
se Herrschaft für legitim halten und ihr
zustimmen. Die Gegner können inner-
halb oder außerhalb der nationalen Ge-
sellschaft verortet werden. 

Gramsci verwendete den Begriff He-
gemonie allerdings nicht primär für zwi-
schenstaatliche Verhältnisse, sondern für
innergesellschaftliche. Ihn interessier-
ten die Prozesse der Hegemonialwer-
dung einer gesellschaftlichen Klasse.
Robert Cox, der Gramsci für die Analy-
se der internationalen politischen Öko-
nomie fruchtbar gemacht hat, verbindet
die gesellschaftliche mit der zwi-
schenstaatlichen Ebene, indem er auf-
zeigt, dass die Hegemonie eines Staates
gegenüber anderen Staaten auf der He-
gemonie einer gesellschaftlichen Klas-
se innerhalb dieses Staates beruht (Cox
1987). Für die USA ist dies die Bourge-
oisie als Sammelbegriff für die Geld-
vermögensbesitzer sowie die Eigentü-
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Die Kosten für diese globale Präsenz
sind enorm, doch im historischen Ver-
gleich gering: weniger als 4 % des Brut-
toinlandsproduktes. Vorherige Impe rien
sollen deutlich mehr als 10 % ihrer Wirt-
schaftsleistung für die militärische Be-
reitschaft ausgegeben haben (Kennedy
1987). 

Viele Kommentatoren sehen in den
hohen Außenhandelsdefiziten und Schul-
den der USA Zeichen des Niedergangs
ihrer Vormachtstellung (Calleo 2009).
Beide Entwicklungen können aber auch
als Zeichen der Stärke bewertet werden.
Gerade aufgrund der Vormachtstellung
können es sich die US-Wirtschaftssub-
jekte leisten, über ihre Verhältnisse zu
leben. Dazu trägt die Stellung des US-
Dollars als Weltgeld bei, denn dies er-
laubt es den US-Wirtschaftssubjekten,
sich in der eigenen Währung zu ver-
schulden. China, Deutschland und Ja-
pan, deren Wirtschaftssubjekte die größ-
ten Gläubiger der USA sind, können an
einer Ablösung des US-Dollars als Leit-
währung kaum Interesse haben. Eine be-
schleunigte Schwächung des US-Dollars
entwertet ihren bisherigen Forderungs-
bestand und gefährdet einen der wich-
tigsten Absatzmärkte. 

Das Handelsdefizit wird gleichfalls
als Zeichen industrieller Schwäche ge-
wertet. Die De-Industrialisierung der
USA ist nicht zu übersehen. Doch die
hohen Wertschöpfungsanteile der glo-
balen Produktionsnetzwerke befinden
sich vornehmlich in den USA. Der An-
teil der wissens- und technologieba-
sierten Branchen am Bruttoinlandspro-
dukt liegt in den USA mit 40 % deut-
lich über dem der EU und Japans mit
32 % und 30 % (NSB 2012: Kap. 6).
Auf wichtigen Märkten der Elektronik
verfügen US-amerikanische Firmen qua-
si über eine Monopolstellung, die ihnen
traumhafte Umsatzrenditen zwischen
15 % und 33 % verschafft. Die deut-
schen Firmen unter den Global 500 des
Fortune Magazins erzielten 2012 im
Durchschnitt nur eine Umsatzrendite
von 4,4 % (eigene Berechnung). Die
US-Banken dominieren die lukrativen,
komplexeren Finanztransaktionen. 

Kulturelle Hegemonie wird insbe-
sondere aus der liberalen (idealistischen)
Tradition der internationalen Bezie-
hungen unter dem Begriff weiche Macht
als ein wesentliches Element der US-

mer und Manager von Unternehmen,
wobei die international orientierten Ka-
pitalfraktionen unter ihnen führend sind.
Letztere spielte zudem eine entschei-
dende Rolle bei der Herausbildung ei-
ner internationalen Bourgeoisie (Gill
1990). Es ist nun meine These, dass es
im Zuge der Verallgemeinerung neoli-
beraler Ideen und Praktiken zu einer Ver-
schränkung der Interessen der hegemo-
nialen Bourgeoisie in den USA, und da-
mit entsprechend den Projekten des
US-amerikanischen Staates mit den In-
teressen internationalisierter Kapital-
gruppen in anderen Ländern kam. 

Die Verschränkung der national-
staatlichen mit der klassenbasierten
Hege monie im Weltmaßstab fußt auf der
Open-Door-Tradition der USA, deren
„nicht-territorialer“ Imperialismus
(Apel doorn und Graaff 2012, S. 596)
bei der Öffnung fremder Märkte die In-
teressen der Kapitalgruppen anderer
Zentren mitberücksichtigt. Dies bein-
haltet insbesondere, dass der Zugang zu
Ressourcen gemäß dem Kriterium Kauf-
kraft (und nicht politische Monopoli-
sierung) gesichert wird. Wenngleich die
US-Regierungen vom Ideal der Open
Door immer wieder abweichen und den
eigenen Kapitalgruppen Vergünstigun-
gen zuschanzen, die den fremden Ka-
pitalien nicht offen stehen, so sind sie
im Schnitt nicht allzu sehr von diesem
Ideal entfernt (Stokes und Raphael
2010). Umgekehrt gilt, dass ohne Zu-
gang zu den Ressourcen des US-ameri-
kanischen Staates, hier insbesondere das
Militär und die Steuerkraft, das Projekt
dieser emergenten internationalen Bour-
geoisie insbesondere hinsichtlich der Si-
cherung der privaten Eigentumsordnung
nicht denkbar ist.

Klassische Dimensionen der 
Vormachtstellung der USA

Gemessen am propagandistischen Ziel,
Afghanistan und den Irak zu wirt-
schaftlich starken Demokratien zu ent-
wickeln, hat das US-amerikanische Mi-
litär versagt. Gleichwohl bewies es sei-
ne Fähigkeit, im weitentfernten,
schwie rigen Gelände militärische Sie-
ge zu erringen. Zudem verschaffte es
sich Präsenz direkt an der Südflanke
Russlands und der Westflanke Chinas.

Hegemonie in der Nachkriegszeit im
Westen angesehen. Die Dimensionen
der kulturellen Hegemonie umfassen
Einstellungen zum Konsum, zur Wirt-
schaftsordnung und zum politischen Sys -
tem. Auf diesen Gebieten sind in den
USA verbreitete Einstellungen nach dem
Zerfall der Sow jetunion weit gehend
universalisiert worden. Demokratische
Wahlen werden formal heute in we-
sentlich mehr Ländern abgehalten als
zur Zeit des Kalten Krieges. Kulturelle
Einflussnahme erfolgt vornehmlich über
Medien. Die ersten fünf Plätze der welt-
größten Medienkonzerne werden von
US-amerikanischen Firmen besetzt. Der
jüngste Trendsetter ist Facebook. 

Die USA als Hort des globalen
Kapitals

Die Vormachtstellung der USA ist so-
mit weiterhin gegeben. Doch sind sie
auch hegemonial im Sinne, dass sie die
Interessen verbündeter Akteure berück-
sichtigen und somit Zustimmung zu
ihren Weltordnungsprojekten erfahren?

Seit den siebziger Jahren sind die
USA Vorreiter des neoliberalen Projek-
tes. Ein zentraler Bestandteil dieses Pro-
jektes ist die Stärkung der Rechte der
Kapitaleigner und des Privateigentums
schlechthin. Konkret bedeutete dies ei-
ne Schwächung der organisierten Ar-
beiterschaft und anderer zivilgesell-
schaftlicher Kräfte, wie Verbraucher-
und Umweltorganisationen, die ein Sta-
keholder- anstelle eines Shareholder-
verständnisses von Eigentum haben.
Diesen Prozess belege ich mit dem Be-
griff Prekarisierung (Castel und Dörre
2009). Dies ging einher mit einer Stär-
kung wirtschaftlicher Subjekte und Kör-
perschaften gegenüber Staaten bei gren-
züberschreitenden Wirtschaftsaktivitä-
ten (Globalisierung) und der Stärkung
der Rechte von Geldvermögensbesit-
zern und Finanzintermediatoren (Fi-
nanzialisierung). Da alle drei Prozesse
auf Widerstand stießen, fand zudem ein
Ausbau der privaten und staatlichen Si-
cherheitsapparate nach innen und nach
außen statt (Militarisierung). 

Während das neoliberale Projekt von
der US-Regierung gemeinsam mit der
konservativen Regierung Großbritanni-
ens und der deutschen Bundesbank vor-
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angetrieben wurde, stammen sowohl die
Vordenker dieses Projektes als auch die
zentralen Akteure seiner Umsetzung aus
den Netzwerken der transatlantischen
Kapitalfraktionen, deren Knotenpunkte
sich MontPelerin Gesellschaft, Bilder-
berg, Trilateral Commission, Business
Roundtable etc. nennen (Mirowski und
Plehwe 2009).

Diese Netzwerke, die im Lauf der Zeit
den Kreis der Mitglieder auf Kapital-
gruppen und ihren organischen Intel-
lektuellen jenseits des nordatlantischen
Raums ausgedehnt haben und als emer-
gente internationale Bourgeoisie gelten
kann (Carroll und Sapinski 2010), un-
terstützten die US-Regierung in ihrem
Bemühen, andere Länder von der Not-
wendigkeit zur Hinwendung zur Preka-
risierung, Globalisierung, Finanzialisie-
rung und Militarisierung zu überzeugen.
Mit Ausnahme der Militarisierung fin-
den diese Prozesse Unterstützung so-
wohl in den reichen OECD-Staaten als
auch in den aufstrebenden Mächte, den
so genannten BRICs: Brasilien, Rus-
sland, Indien und China (Scherrer 2013).

Die Militärstrategie der USA wird von
den Kapitaleliten und verbündeten Re-
gierungen kontrovers diskutiert, wobei
der Anspruch auf eine weltweite Präsenz
nicht in Frage gestellt wird. Vielmehr
stehen eher taktische Fragen im Vorder-
grund, bspw. in welcher Form und mit
welchen Bündnispartnern militärisch in-
terveniert werden soll. 

In den BRIC-Staaten herrscht jedoch
deutlich weniger Zustimmung zur US-
Militärstrategie. Am deutlichsten wird
Widerspruch von den in der Tradition der
sozialistischen Staaten stehenden Län-
dern geäußert. Sowohl die russischen als
auch die chinesischen Streitkräfte über-
lebten den Systemwandel ihrer Länder
weit gehend intakt, entsprechend hat sich
ihr Feindbild wenig geändert. Die Aus-
dehnung der NATO auf die östlichen EU-
Staaten und die Unterstützung ukraini-
scher Nationalstaatlichkeit haben das
Feindbild aufgefrischt. Die chinesische
Regierung steht im Dauerkonflikt zu den
USA über Taiwan. Zudem zeigen Kon-
flikte mit Japan und Vietnam um Inseln
im chinesischen Meer, dass das chinesi-
sche Militär seine Einflusszone erweitern
möchte. Gleichwohl ist es der chinesi-
schen Regierung bewusst, dass ihre Wirt-
schaftsstrategie, die einerseits auf den Zu-

fluss von Ressourcen aus aller Welt und
andererseits auf weltweite Absatzmärkte
setzt, auf die globale Reichweite des US-
Militärs angewiesen ist (Koller 2011). In-
dien hat sich in den letzten Jahrzehnten
gegenüber den USA nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch militärisch geöff-
net (Ayres und Mohan 2009). Brasilien
hingegen hat unter der Lula-Regierung
auf ein Zurückdrängen der militärischen
Präsenz der USA in Lateinamerika hin-
gewirkt und auch den Feldzug gegen den
Irak kritisiert. Gleichwohl wird insbe-
sondere unter den lateinamerikanischen
Kapitaleliten die weltweite US Präsenz
nicht infrage gestellt (Cammack 2005).
Somit eint alle BRIC-Staaten sowohl der
Wunsch nach einem Rückzug der USA
aus ihrer unmittelbaren Nachbarschaft als
auch die Anerkennung der Notwendig-
keit, die Weltwirtschaft gegen gewaltsa-
me Störungen abzusichern.

Fazit 

Die Analyse der internationalen Stellung
der USA anhand klassischer Macht -
dimensionen ergibt, dass sie derzeit sig-
nifikant mächtiger als andere Nationen
sind. Der Abstand dürfte hinsichtlich der
Militärmacht am größten sein, zumal den
USA kein feindliches Militärbündnis ge-
genübersteht. Ihr wirtschaftlicher Vor-
sprung ist deutlich geschrumpft, insbe-
sondere im Vergleich zur außergewöhn-
lichen Situation nach dem Zweiten
Weltkrieg. Wenn auch die industrielle
Basis geschrumpft ist, so liegt die Tech-
nologie-, Finanz- und Markenführung
in vielen Wertschöpfungsketten bei US-
Kapitalgruppen, was sich in einer be-
sonders hohen Profitabilität nieder-
schlägt. Marktorientierte und liberalde-
mokratische Einstellungen, für die die
USA stehen, sind heute weiterverbreitet
als je zuvor. Als Vormachtnation sind die
USA kein Vorbild für multilaterales Ver-
halten, eher tonangebend bzw. blockie-
rend in den internationalen Regimen. 

Die US-Vormachtstellung findet durch-
aus Zustimmung in vielen Staaten, wohl
vor allem deshalb, weil sie nicht aus -
schließlich zum Nutzen der US-Bürger
eingesetzt wird, sondern zur Sicherung
kapitalistischer Herrschaftsverhältnisse,
zur Stärkung der Rechte der Kapitaleig-
ner und der Geldvermögensbesitzer. Die-

ses Projekt einer emergenten internatio-
nalen Bourgeoisie wird nicht allein, aber
doch zentral mithilfe der geschilderten
Machtressourcen der USA weltweit ver-
folgt. In Abwesenheit eines Weltstaates
ist der US-Staat nicht nur das verdichte-
te Verhältnis seiner innergesellschaftli-
chen Kräftekonstellation, sondern zudem
ein zentraler Magnet auf dem Feld der
Global Gov ernance, welches von staatli-
chen und wirtschaft lichen Eliten hege-
monial durch drungen wird. Insofern be-
steht derzeit eine verschränkte Hegemo-
nie von US-amerikanischem Nationalstaat
und der emergenten internationalen Bour-
geoisie. Wie lange sie andauern wird, ist
eine Frage, die nur durch Spekulation be-
antwortet werden kann.
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Sobald „Nationale Sicherheit“ auf der
Agenda steht, gelten in den USA eige-
ne Regeln. Auf diesem Terrain treten
Parteien, Kongress und Wähler seit den
frühen Tagen der Republik in eine Art
Überbietungswettbewerb ein: Je mehr
Geld investiert wird, je größer die Behör-
den und Institutionen und je schärfer das
Vokabular, desto besser. Selbst für ein-
gefleischte Republikaner, die ansonsten
mit ihrer Staatsskepsis kokettieren, kann
der „National Security State“ gar nicht
stark und abwehrbereit genug sein. Wer
als Meinungsforscher nach dem Ver-
trauen in Geheimdienste und Militär oder
nach der Legitimität geheimdienstlicher
Praktiken fragt, notiert regelmäßig Zu-
stimmungsquoten von weit über 50 Pro-
zent. Politiker, die in Sicherheitsfragen

auch nur den Eindruck von Schwäche
erwecken, haben gemeinhin verspielt.

Dass die Gewährleistung von Si-
cherheit zur raison d’être eines jeden
Staates gehört, ist ein naheliegender, aber
gleichwohl an der Pointe vorbeizielen-
der Einwand. Denn im amerikanischen
Fall steht „National Security“ für eine
Art kollektiver Obsession. Für ein Den-
ken und Fühlen nämlich, das keinen Un-
terschied zwischen Innen und Außen
macht, das äußere und innere Feinde in
einem überdimensionierten Tableau der
Bedrohung wie Gleich und Gleich ne-
beneinanderstellt – genauer gesagt: amal-
gamiert. In dieser Vorstellungswelt sind
ausländische Feinde von Haus aus viel
zu schwach, um dem starken Amerika
etwas anhaben zu können; bedrohlich
werden sie erst, wenn Amerika im In-
neren Schwäche zeigt, wenn es unent-
schlossen auftritt, wenn Unzuverlässige
Verwirrung stiften, sich dem Feind als
Helfershelfer anbieten oder gar zu ihm
überlaufen. 1798 in den „Alien and Se-
dition Acts“ erstmals aktenkundig, gehört
die Phobie vor dem Feind im Inneren
seither zum festen Bestandteil des poli-
tischen Lebens in den USA. Mitunter
verdichtete sich das Misstrauen gegen
die eigene Bevölkerung zu regelrechten
Hysterien, die in den 1920er Jahren als
„Red Scare“ oder im frühen Kalten Krieg
als „McCarthyismus“ bekannt gewor-
den sind. Die Exzesse dauerten nur we-
nige Jahre, das Grundrauschen indes
blieb. Es konserviert verlässlich die vor-
auseilende Legitimation eines Staates,
der den Schutz des Einzelnen vom Ge-
neralverdacht gegen Alle abhängig
macht.

Eine „Kultur der Angst“

Von einer angstbesetzten politischen Kul-
tur zu sprechen, überrascht auf den er-
sten Blick – steht diese Behauptung doch

scheinbar im diametralen Gegensatz zur
nationalen „Meistererzählung“ der Ver-
einigten Staaten. Liberalismus und Ex-
zeptionalismus – die beiden Grundpfei-
ler des amerikanischen Welt- und Selbst-
bildes – signalisieren im landläufigen
Verständnis alles Mögliche. Nur mit
Selbstzweifel, Verunsicherung oder
Angst werden sie nicht in Verbindung
gebracht, eher mit Selbstbewusstsein und
Vertrauen. Liberalismus oder die Vision
von der größtmöglichen Freiheit des In-
dividuums ist untrennbar mit der Zu-
versicht verbunden, Menschen unter-
schiedlichster Herkunft, Religion und
Rasse zu souveränen Bürgern einer Na-
tion machen zu können. „E Pluribus Un-
um“ steht zugleich für die staatsbürger-
liche Neutralisierung sozialer Unter-
schiede: Gleichberechtigung wiegt auf
Dauer schwerer als soziale Differenz,
das Angebot zur Inklusion entschärft die
Gefahren gesellschaftlicher Exklusion.
Auf diesen Prämissen fußt auch die Idee
von der Einzigartigkeit Amerikas. Sie
kann bekanntlich mit religiösen wie mit
säkularen Gedanken begründet werden:
mit dem Auftrag Gottes an sein auser-
wähltes Volk, ein „neues Jerusalem“ auf-
zubauen und dafür Sorge zu tragen, dass
die Freiheit nicht vom Erdboden ver-
schwindet. Oder mit der Gründungsak-
te der Republik, in der erstmalig in der
Weltgeschichte Rechtsstaatlichkeit und
Gewaltenteilung als leitende Maximen
staatlichen Handelns festgeschrieben
wurden. Das gemeinsame Dritte von Li-
beralismus und Exzeptionalismus ist die
unbedingte Überzeugung vom Gelingen
des Experiments Amerika. Umgangs-
sprachlich ausgedrückt: „Failure is not
an option.“

Dennoch gehört eine angstbesetzte
Schattenseite zu dieser Meistererzäh-
lung: die Dystopie vom ewigen Frem-
den oder unversöhnlichen Feind. Im Ex-
zeptionalismus ist dieses Narrativ a pri-
ori ausbuchstabiert. Wer zum Vorbild
berufen ist, so die Unterstellung, weckt
den bösen Willen Anderer und wird um-
so verwundbarer, je erfolgreicher er ist.
Und weil ausländische Neider und Has-
ser auf dem offenen Marktplatz der Ideen
nicht bestehen können, verlegen sie sich
auf die besonders hinterhältige Politik
innerer Unterwanderung. Seit dem spä-
ten 19. Jahrhundert kommen derlei Äng-
ste zunehmend als Zweifel an der Inte-
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Angstunternehmer
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Angstunternehmer. Ge-
meint sind Individuen,
die alleine oder in Grup-
pen sich für die Belan-
ge „Nationaler Sicher-
heit“ engagieren – stets
auf eigene Rechnung
und jenseits etablierter
Parteien, mit fließenden
Übergängen von Selbst-
mobilisierung zur
Selbstermächtigung.
Der zur Gefahrenab-
wehr sich selbst er-
mächtigende Staatsbür-
ger war seinem Selbst-
verständnis nach aber
kein staatsferner Bür-
ger. Er sprang in die
Presche, wenn die Um-
stände es erforderten;
und er stellte sich in den
Dienst des Staates, so-
bald dieser danach ver-
langte. Damit genügte

er dem von England in die Neue Welt
mitgeführten „common law“, das be-
kanntlich zweierlei verlangt: dass jeder
Einzelne in Zeiten der Gefahr sich den
lokalen Sicherheitskräften für Hilfs-
dienste zur Verfügung stellt und dass
dergleichen Dienste vom Staat jederzeit
in Anspruch genommen werden kön-
nen. Das von Juristen so genannte Prin-
zip des „posse comitatus“ oder der „pos-
sible force“ konnte sich auf Dauer
behaup ten und wurde in der ameri -
kanischen Verfassung in Gestalt des
Zweiten Zusatzartikels verankert. Ge-
nau genommen benennt „the right to be-
ar arms“ nicht nur ein Recht, sondern
eine Pflicht zum Tragen von Waffen.
Damit werden die Herstellung und Wah-
rung innerer Sicherheit auf zwei Schul-
tern verteilt, Staat und Bürger stehen in
arbeitsteiliger Verantwortung.

Von Wehrbürgern, Privat -
agenten und Denunzianten

Das 20. Jahrhundert wurde zur großen
Bühne von Angstunternehmern jeder
Couleur. Sie traten als Wehrbürger und
Nachbarschaftskontrolleure in Erschei-
nung, als Privatagenten und Denun -
zianten, als Rüstungslobbyisten und Mi-
litärexperten. So unterschiedlich ihr Auf-

grationskraft der Vereinigten Staaten zur
Sprache. Wiewohl im liberalen Diskurs
über Rassenintegration und Einwande-
rung die Vorstellung freiwilliger oder
paternalistisch gesteuerter Assimilation
stets präsent bleibt, kann von einem
unge trübt selbstbewussten Auftreten kei-
ne Rede sein. Im Gegenteil. „Nationa-
le Sicherheit“ gilt zunehmend als prekä-
res Gut, weil sich mit jeder Einwan -
derungswelle die Frage nach der
Zu  verlässigkeit der Fremden, nach ih-
rer Bereitschaft zur Anpassung, neu
stellt. Und weil auch dem Liberalismus
die stereotype Zuschreibung innewohnt,
dass bestimmte Rassen zu diesen An-
passungsleistungen überhaupt nicht fähig
sind. Das Selbstgespräch ist mithin ein
Klagelied über unabänderliche Web-
fehler des liberalen Modells: Gerade we-
gen seiner Toleranz und Weltoffenheit
setzt sich Amerika einem Belastungs-
test voller Unwägbarkeiten aus. Der
Nährboden für hypertrophe Phantasien
über Anfälligkeiten jedweder Art, über
den Feind im Inneren zumal, hätte
fruchtbarer kaum sein können.

Das Bemühen, reale Bedrohungen
oder imaginierte Ängste zu bändigen,
hat im Laufe der amerikanischen Ge-
schichte einen besonderen, womöglich
gar den einflussreichsten Typus politi-
scher Aktivisten hervorgebracht: den

treten auch immer war, gemeinsam teil-
ten sie eine ins Maßlose übersteigerte
Angst vor einem hausgemachten Schei-
tern Amerikas und das brennende Be-
dürfnis, den Feind im Inneren mit allen
Mitteln zu bekämpfen. Wie klassische
Unternehmer verfolgen auch Angstun-
ternehmer ein doppeltes Interesse: dass
mit ihrem Produkt ein Bedürfnis be-
friedigt wird und dass dieses Bedürfnis
nicht versiegt. In anderen Worten: Wer
Vorsorge gegen die Angst trifft, muss
bei Strafe des Bankrotts den Ängsten
ständig neue Nahrung geben.

Zwischen 1914 und 1945 galt Ein-
wanderung mehr denn je als Synonym
für die Bedrohung „Nationaler Sicher-
heit“. Den politischen Anlass hatten aus
Europa eingeschleuste bzw. eingewan-
derte Terroristen geliefert: Agenten im
Auftrag der deutschen Regierung, die
am 30. Juli 1916 auf „Black Tom Island“
vor New York City ein mit zweitausend
Tonnen Sprengstoff gefülltes Muni -
tionsdepot der US-Streitkräfte in die Luft
jagten; Anarchisten, die auf die Re-
pression gegen die „International Wor-
kers of the World“ und anderer Ge-
werkschafter mit einem Mordkomplott
reagierten und von April bis Juli 1919
36 Paketbomben an führende Vertreter
aus Politik und Wirtschaft verschickten
sowie in sieben Städten insgesamt neun
Bomben zündeten – glücklicherweise
ohne Menschen in Mitleidenschaft zu
ziehen; und vermutlich wiederum An-
archisten oder Sozialisten, die am 16.
September 1920 an der Wall Street ei-
nen Pferdewagen voller Dynamit in
Brand steckten und 38 Passanten töte-
ten sowie 400 verletzten.

Damit kehrte eine Urangst ins öf-
fentliche Leben zurück, die bereits im
19. Jahrhundert für erbitterte Kontro-
versen gesorgt hatte: das Szenario poli-
tisch und sozial nicht integrierbarer Im-
migranten, illegal im Land lebender Un-
ruhestifter und radikalisierter Bürger,
die unter sozial entwurzelten Neuan -
kömmlingen angeblich leichte Beute
machten. „Nationale Sicherheit“ wurde
folgerichtig als Dreiklang buchstabiert:
Soziale Disziplinierung, politische Ho-
mogenität, kulturelle Amerikanisierung.
Unter diesem Schlachtruf versammel-
ten sich seit 1914 diverse Bürgerorga-
nisationen in ihrem Kampf für einen
wehrhaften Staat: Die „Army League“,

Politischer Cartoon aus dem Chicago Tribune (1919). 
Zwischen 1914 und 1945 galt Einwanderung mehr denn je
als Synonym für die Bedrohung „Nationaler Sicherheit“.

Foto: wikimedia.org/common
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die „Navy League“, das „Plattsburg Mo-
vement“, die „National Security Lea-
gue“, die „American Protective League“
und nicht zuletzt der im November 1919
auf Schlachtfeldern in Frankreich ge-
gründete Veteranenverband „American
Legion“. Dass es um die Existenz der
Nation ging, war aus ihrer Sicht keine
propagandistische Taktik, sondern eine
realitätsnahe Beschreibung zeitgenössi-
scher Zustände.

Während des Ersten Weltkrieges ver-
wandelte sich die weit verbreitete Unsi-
cherheit in eine kollektive Hysterie. Hat-
ten die staatsbürgerlichen Sicherheits -
aktivisten anfänglich noch darauf gesetzt,
die Heimatfront durch militärische Aus-
bildungslager für Freiwillige, sodann
durch eine militärische Ausbildung al-
ler Männer im wehrfähigen Alter unter
Kontrolle halten zu können, so ver-
schärfte man unter Führung der „Ame-
rican Protective League“ alsbald die
Gangart. „Verteidigungsräte“ und „Pa-
triotische Gesellschaften“ übernahmen
vielerorts die Aufgaben von Stadt- oder
Regionalparlamenten und erließen Ver-
ordnungen mit Gesetzeskraft. „Feindli-
che Ausländer“ oder alle, die man dafür
hielt, mussten landesweit mit Allem rech-
nen: Sie wurden denunziert, regis triert,
eingesperrt und deportiert, in aller Öf-
fentlichkeit verprügelt, geteert, gefedert
und bisweilen auch gelyncht. Als Justiz -
minister Alexander Mitchell Palmer zur
Reinigung des Landes „von diesem aus-
ländischen Abschaum“ aufrief und lauts-
tark seine Hoffnung äußerte, „dass die
amerikanischen Bürger für uns in einer
riesigen Organisation als freiwillige
Agenten tätig werden“ (zit. n. Weiner
2012, S. 61), waren diese Agenten längst
unterwegs. Nämlich in den Reihen der
300 000 Mitglieder starken „American
Protective League“, die regelrechte
Suchtrupps losschickte, um Mitbürger
auszuspionieren, Razzien gegen Sozia-
listen, Anarchisten und andere Verdäch-
tige durchzuführen und Informationen
an das Justizministerium sowie den im
Aufbau befindlichen Inlandsgeheim-
dienst, das spätere FBI, weiterzugeben.

Dass das Phantasma „totaler Sicher-
heit“ sich am Ende des Ersten Weltkrie-
ges nicht erschöpft hatte, sondern auf Dau-
er konserviert wurde, geht auf die Ko-
operation zivilgesellschaftlicher Akteure
mit staatlichen Funktionsträgern und Eli-

ten zurück. Der Veteranenverband „Ame-
rican Legion“ spielte dabei eine Schlüs-
selrolle und begründete seinen jahrzehnte -
lang zutreffenden Ruf als einfluss reichster
Angstunternehmer der Vereinigten Staa-
ten. Vernetzt mit einer Vielzahl von Clubs,
Verbänden und Vereinigungen – von Han-
delskammern bis zu kirchlichen Organi-
sationen –, sah die „Legion“ die „Sub-
version im Inneren“ als hauptsächliche
Bedrohung „nationaler Sicherheit“. Im
Zuge ihrer Kampagne für „100 Prozent
Amerikanismus“ forderte sie einen kom-
pletten Einwanderungsstopp für die Dau-
er von zehn Jahren, die Deportation ille-
galer Immigranten sowie die Säuberung
aller Schulen und Universitäten von un-
zuverlässigem Lehrpersonal und an-
stößigem Schrifttum. Und zwar mit Er-

folg, wie zahlreiche Entlassungen und die
von vielen Lehrern seither geforderten
Loyalitätserklärungen belegen. Auch bei
der Einrichtung eines auf staatsfeindliche
Umtriebe spezialisierten Kongressaus-
schusses im Jahr 1938, dem später le-
gendären „House Committee on Una-
merican Activities“, zählte die „Legion“
zu den treibenden Kräften. Diese über-

bordende Energie bewog das FBI zu ei-
ner verstärkten Rekrutierung informeller
Informanten aus den Reihen des Vetera-
nenverbandes. 33 000 waren es in den
frühen 1940er Jahren, weit über 40 000
im darauffolgenden Jahrzehnt (Pencack
1989, S. 265, 277).

Mit ihren vielfältigen Aktivitäten leis -
teten Angstunternehmer einen entschei-
denden Beitrag zur Transformation des
amerikanischen Sicherheitsdiskurses.
Seit den späten 1930er Jahren domi-
nierten Visionen von Prävention und al-
lumfassender Vorsorge die Krisen- und
Angstrhetorik. Diesem Verständnis zu-
folge sind Gefahren zu bekämpfen, be-
vor sie konkret geworden sind, muss
selbst dann gehandelt werden, wenn es
weder schlüssige Vermutungen noch hin-

reichende Beweise für eine Bedrohung
gibt. Die Frage ist nicht, ob oder wie
wahrscheinlich ein Szenario ist; dass es
potentiell vorstellbar ist, gibt den Aus-
schlag. Folglich scheinen die Risiken
des Nichthandelns allemal größer als die
Risiken des Handelns.

So gesehen stand die Paranoia des
Kalten Krieges schon auf Abruf bereit,

Verwaltungsgebäude des Militärgeheimdienstes in Fort Mead, Maryland. Von hier aus
überwacht die National Security Agency (NSA), eine der mächtigsten Behörden der
Welt, den Planeten. Sobald die „Nationale Sicherheit“ auf der Agenda steht, gelten in
den USA – und anderswo – eigene Regeln. 

Foto: wikimedia.org/common
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ehe die Konfrontation mit dem neuen
Feind überhaupt begonnen hatte. Der
taktgebende Impuls war und blieb der-
selbe: Der Kommunismus ist im Grun-
de schwach, erst die Immunschwäche li-
beraler Demokratien macht ihn stark.
Geändert hatte sich indes die Identität
des Feindes im Inneren. Fortan ging es
nicht mehr in erster Linie um ideolo-
gisch verseuchte Einwanderer, sondern
um unzuverlässige Eliten. Gemeint wa-
ren „fellow travelers“ aus Kultur und
Wissenschaft, Politik und Wirtschaft –
Gelegenheitskommunisten also oder hin-
terlistige Verräter, die auf den ersten
Blick nicht als solche zu erkennen wa-
ren. Als nicht minder verdächtig galten
entscheidungsschwache, zögerliche und
zu Kompromissen geneigte Diplomaten
– ein Vorwand, der zehn Jahre lang für
die Entlassung hunderter Mitarbeiter des
Außenministeriums herhalten musste,
denen man homosexuelle Neigungen,
Alkoholismus oder sonstige hedonisti-
sche Vorlieben andichtete. Dass die staat-
liche Überwachung seit den frühen
1950er Jahren auf die Spitze getrieben
wurde, ist das Eine. Sie wäre aber ohne
die tätige Mithilfe „von unten“ in dem
heute dokumentierten Umfang kaum
möglich gewesen. Der Informant konn-
te sich in diesem gesellschaftlichen Um-
feld sicher sein, dass Bespitzelung und
vorauseilende Weitergabe von Informa-
tionen jedweder Art den Status eines vor-
bildlichen Staatsbürgers beglaubigten.
Ob bestimmte Hinweise tatsächlich von
Wert waren oder nicht, blieb im Grun-
de zweitrangig. Was zählte, war der als
staatsbürgerliche Pflicht geadelte Akt
des Ausspionierens. Und das damit ver-
knüpfte Versprechen sozialer Aufwer-
tung.

Angstunternehmer im 
21. Jahrhundert

Eben darin liegt das Vermächtnis der
Angstunternehmer aus der Zeit des Kal-
ten Krieges – in der unhinterfragten Be-
reitschaft, den „Nationalen Sicherheits-
staat“ grundsätzlich anzuerkennen und
ihm zuzuarbeiten. Hatten wortmächtige
Kritiker in den 1930er Jahren, unter ih-
nen auffallend viele Konservative, noch
vor einer Aushöhlung demokratischer
Fundamente durch wuchernde Sicher-

heitsapparate gewarnt, so verloren sich
diese Einwände unter dem Eindruck jahr-
zehntelang wirkmächtiger Droh- und
Angstkulissen. Die normative Immuni-
sierung eines starken Sicherheitsstaates
wurde seither nur in Ausnahmefällen
durchbrochen – beispielsweise Mitte der
1970er Jahre während der von Senator
Church angestrengten Anhörungen über
den nationalen Sicherheitsapparat oder
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre
im Zusammenhang mit dem „Iran Con-
tra“-Skandal. Nachhaltige Korrekturen
blieben indes aus. Das Denken in Kate-
gorien „totaler Sicherheit“ oder die Fi-
xierung auf Risikoprävention war alle-
mal stärker, ganz zu schweigen vom
Behaup tungswillen und der Durchset -
zungskraft jener Institutionen und Ap-
parate, die für die „Nationale Sicherheit“
zuständig sind und deshalb ein vitales
Interesse daran haben, ständig neue
Angstkulissen aufzubauen.

Womit nicht gesagt sein soll, dass es
keine realen Bedrohungen gegeben hät-
te. Selbstverständlich hat es diese rea-
len Bedrohungen gegeben – vornehm-
lich in Gestalt des Totalitarismus, aber
auch in Form des Terrorismus. Aber die
Pointe in der Geschichte von Angstun-
ternehmern ist eine andere. Nicht zuletzt
ihretwegen zahlt Amerika bis heute den
Preis einer inflationären Angst, die in
seiner kollektiven Imagination entstan-
den ist und vor dem Hintergrund realer
Bedrohungen immer wieder zum Exzess
gesteigert wird. Die Rede ist davon, dass
maßlose Ängste einem Phantasma von
„totaler Sicherheit“ ständig neue Nah-
rung geben, wie umgekehrt die Vision
„totaler Sicherheit“ die Vorstellung ex-
tremer Verwundbarkeit am Leben erhält
und damit auch überzüchtete Ängste.
Unablässig auf der Suche nach Mons -
tern, die es zu zerstören gilt, sind der po-
litischen Klasse wie auch der Öffent-
lichkeit offenkundig die Maßstäbe ab-
handengekommen, zwischen Risiko,
Bedrohung und Gefahr zu unterschei-
den.

Das aber ist, wie nicht oft genug be-
tont werden kann, die politische Le-
bensversicherung für den „Nationalen
Sicherheitsstaat“ und eine „carte blan-
che“ für seine Zuarbeiter. Es geht um die
Immunisierung staatlicher Politik gegen
Kritik selbst dann, wenn der permanen-
te Ausnahmezustand zum Normalzu-

stand erklärt wird. In diesem Sinne hat-
ten und haben Angstunternehmer einen
erheblichen Anteil an der normativen
Aufwertung von Staatlichkeit, an der Ak-
zeptanz des „National Security State“
samt seiner diversen Praktiken – und sei
es auch nur aus einem einzigen Grund:
Weil eingeschüchterte Bürger immer
auch unterwürfige Bürger sind. Oder zu-
mindest Bürger, die den Mut zum Risi-
ko demonstrativer Illoyalität verloren
haben.

Im Kern handelt die Geschichte der
Angstunternehmer von unstillbaren Si-
cherheitsbedürfnissen – und von einer
Entwicklung, die allen amerikanischen
Besonderheiten zum Trotz keineswegs
nur auf die USA beschränkt ist. Europas
Vergangenheit wie Gegenwart bietet ein-
schlägiges, oft zum Verwechseln ähnli-
ches Anschauungsmaterial im Überfluss.
Womöglich waren und sind wir diesbe-
züglich den USA gar näher, als uns Recht
sein sollte. Ein derartiger Vergleich aber
ist noch nicht geschrieben.
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In seiner 1903 veröffentlichten Auf-
satzsammlung The Souls of Black Folk

prognostizierte der afroamerikanische
Soziologe und Historiker W.E.B. 
Du Bois, dass „the problem of the Twen-
tieth Century is the problem of the co-
lor-line“ (1986, S. 359). Damit war ge-
meint, dass – 40 Jahre nach dem Ende
der Sklaverei – der Kampf der schwarz-
en Bevölkerung für gleiche Rechte auch
weiterhin zentral für das Schicksal der
Vereinigten Staaten sein würde. Be-
trachten wir den geschichtlichen Ver-
lauf, so scheint Du Bois nicht Unrecht
gehabt zu haben: Der von Afroamerika-
nern geführte Kampf um die Erlangung
von Bürgerrechten dauerte bis weit in
die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts.
Man könnte nun geneigt sein, hier eine
eindeutige Erfolgsgeschichte zu sehen:
Die Bürgerrechtsbewegung erreichte un-
ter Führung von Martin Luther King und

Anderen in den 1950er und 1960er Jah-
ren tatsächlich unter anderem, dass die
Segregation an Schulen verboten wur-
de und Gesetze sicherstellten, dass die
schwarze Bevölkerung – gerade in den
US-amerikanischen Südstaaten – nicht
länger an der Ausübung ihrer demokra-
tischen Rechte gehindert wurde. Dieses
Narrativ ließe sich dann mit der Wahl
Barack Obamas zum ersten schwarzen
US-Präsidenten im Jahr 2008 beenden;
ein Jahrhundert nach Du Bois’ Feststel-
lung schien das Problem der „color-li-
ne“ in Amerika gelöst. Die USA, so sa-
hen es viele Kommentatoren, seien in
ein post-racial-Zeitalter eingetreten, in
welchem der Rassismus endlich über-
wunden sei. Die folgenden Ausführun-
gen sollen die Wahrheit dieser Behaup-
tung hinterfragen.

Bevor dies geschehen kann, soll kurz
auf den Begriff race (es bietet sich an,
hier den englischen Begriff beizubehal-
ten, da dessen Bedeutung in mancher
Hinsicht eine andere ist, als die des Be-
griffs ‚Rasse‘ im Deutschen) eingegan-
gen werden. Häufig wird race im so-
zialwissenschaftlichen Diskurs als ‚so-
ziale Konstruktion‘ erklärt – was in
gewisser Hinsicht richtig ist, da es dar-
auf verweist, dass moderne Biologie und
Genforschung eindeutig erklären, dass
es keine biologische Grundlage für die
Anwendung dieses Konzepts auf die
menschliche Bevölkerung gibt. Ande-
rerseits ist damit noch nicht erklärt, wie
race sozial konstruiert und wirksam wird.
Es soll nun eine kurze soziologische De-
finition des Begriffs versucht werden
(aufbauend auf Desmond/Emirbayer
2010; Omi/Winant 1994; Taylor 2013;
und Wacquant 1997): Race ist ein Klas-
sifikationsprinzip, das – in den USA –
die Bevölkerung in fünf races einteilt:
„Native Americans and Alaskan Nati-
ves, Asians and Pacific Islanders, Afri-
can Americans (or blacks), Hispanics (or
Latinos), and Caucasians (or whites)“

(Desmond/Emirbayer 2010, S. 15). Da-
bei wird die Gruppenzugehörigkeit auf
der Grundlage von Aussehen und/oder
Abstammung festgelegt und den Mit-
gliedern der Gruppen bestimmte Eigen-
schaften zugeschrieben, die fälschli-
cherweise als natürlich verkannt wer-
den (dies können negative aber auch
positive Qualitäten sein). 

Race sollte allerdings weder als bloß
symbolische, ‚geistige‘ oder subjektive
Kategorie missverstanden werden, de-
ren Realität nur in den Köpfen der Men-
schen statt hat, noch unterstellt werden,
dass das Denken in diesen Kategorien
immer bewusst geschehen muss. Viel-
mehr sind diese Wahrnehmungskatego-
rien, mit Pierre Bourdieu gesprochen,
Teil des Habitus der sozialen Akteure
und werden von diesen größtenteils ge-
wohnheitsmäßig und quasi-automatisch
verwendet – was auch erklärt, weshalb
rassistische Handlungen nicht notwen-
digerweise intentional sein müssen und
auch von Menschen begangen werden,
die sich eigentlich frei von rassistischen
Einstellungen glauben (vgl. Wise 2010,
S. 18). Gerade dies ist auch der Grund,
warum der Glauben an verschiedene 
races und damit einhergehende rassisti-
sche Haltungen und Vorurteile nur
schwierig zu überwinden sind, zumal
nicht durch „eine bloße Willensanstren-
gung, gegründet auf befreiender Be-
wußtwerdung“ (Bourdieu 2004, S. 230).
Ein weiterer Grund dafür ist, dass sich
race als Klassifikationsmuster gleich-
sam auch in den objektiven Strukturen
der Gesellschaft niederschlägt. Die Funk-
tionsweise bestimmter Institutionen baut
grundlegend auf race auf, ohne dass die
Entscheidung jedes einzelnen ihrer Mit-
glieder immer bewusst und absichtlich
von race geleitet wäre. Letztendlich ist
es insbesondere der Staat, in dessen
Macht es steht, dieses Klassifikations-
muster aufrecht zu erhalten und durch-
zusetzen – indem zum Beispiel jede
Staatsbürgerin im Census (der Volks-
zählung) die Zugehörigkeit zu einer 
race wählen muss.

Zusammengefasst, race wird durch
die individuelle wie kollektive Praxis
von sozialen Akteuren produziert, ob-
jektiviert sich aber in Institutionen und
anderen überindividuellen Strukturen
und gewinnt somit eine Art Eigenleben,
wird „zu einer eigenständigen sozialen
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Schwar ze et-
wa drei Mal so
häufig von Ar-
mut betroffen
wie Weiße
und Perio den
von Arbeitslo-
sigkeit dauern
bei ihnen län-
ger an. Auch
auf dem Ar-
b e i t s m a r k t
treffen People

of Color im-
mer wieder
auf Diskrimi-
nierung, so
dass z.B. ihre
Chancen, zu
Vorstellungs-
gesp rächen
eingeladen zu
werden, geringer sind, als dies bei
Weißen der Fall ist. Hier sind es meist
unterschwellige Vorurteile (z.B. ge-
genüber Bewerbern, deren Namen sie
als vermeintlich schwarz ausweisen),
welche die Entscheidungen der Arbeit-
geber auslösen. Darüber hinaus haben
erstere meist geringere Chancen eine
gute schulische Bildung sowie ausrei-
chende medizinische Versorgung zu er-
halten (vgl. auch Wise 2010, S. 65ff.). 

Der vielleicht erschütterndste Beleg
für das Fortbestehen von race ist im
amerikanischen Strafrechtssystem zu
finden. Über 60 Prozent der Inhaftier-
ten gehören nicht-weißen Minderheiten
an. Gerade für afroamerikanische Män-
ner ist die Wahrscheinlichkeit, im Ver-
lauf ihres Lebens im Gefängnis zu lan-
den, enorm hoch. Auch hier sind es al-
lerdings keine explizit rassistischen
Gesetze, die für diese Unverhältnis-
mäßigkeit sorgen, stattdessen ist das Sys -
tem formal (de jure) ‚farbenblind‘. Wie
Michelle Alexander in ihrem vielbe-
achteten Buch The New Jim Crow (2010)
aufzeigt, ist es jedoch so eingerichtet,
dass (de facto) fast zwangsläufig die
schwarze Bevölkerung zum vorrangi-
gen Ziel wird. Der extreme Anstieg der
Häftlingszahlen (in lokalen, Bundes-
und Staatsgefängnissen sind momentan
über 2 Millionen Menschen inhaftiert)
ging einher mit dem War on Drugs, der
in den frühen 1980ern unter Ronald Rea-
gan begonnen wurde. Wie Alexander

Kraft“ (Wacquant 2009, S. 210), die es
umso schwerer macht, das Denken in
diesen Kategorien aufzugeben, da race

als effektives Klassifikationsmuster
konti nuierlich von Akteuren sowie von
Institutionen reproduziert wird. Gerade
deswegen jedoch hat race eine Ge-
schichte, ist immer in einen spezifischen
(nationalen) Kontext eingebettet und so-
mit immer von den jeweiligen Institu-
tionen und äußeren Faktoren, beispiels-
weise sozio-ökonomischen, abhängig
(siehe auch Fields/Fields 2012). Mit an-
deren Worten: Race ist kein transhisto-
risches Klassifikationsprinzip, sondern
kann verändert und damit auch aufge-
hoben werden.

Tatsächlich wurden die USA nach
Barack Obamas Wahl von manchen
Kommentatoren tatsächlich für post-ra-

cial erklärt – denn, so wurde argumen-
tiert, es gebe doch keinen größeren Be-
weis dafür, dass die Hautfarbe keine Rol-
le mehr spiele, als dass nun der Sohn
eines Kenianers das höchste Amt des
Landes bekleidet. Gleichzeitig ver-
zeichnete das FBI im Zeitraum um Ob-
amas erste Wahl eine Rekordanzahl „ras-
sistisch motivierter Straftaten“ (Jennings
2014, S. 65). Die Tatsache, dass Obama
in den Vereinigten Staaten geboren wur-
de, wird von rechten Obama-Gegnern
bis heute angezweifelt (und damit natür-
lich die Legitimität seiner Wahl). Der
erste schwarze Mann im Weißen Haus
wird also, dies wurde in den vergange-
nen Jahren deutlich, von nicht unwe-
sentlichen Teilen der Bevölkerung als
fremd angesehen, als daher fundamen-
tal für das Amt ungeeignet. Schließlich
ist zu betonen, dass – ungeachtet der
tatsächlich existierenden Signalwirkung
der Präsidentschaftswahl 2008 – der Er-
folg einzelner Mitglieder einer benach-
teiligten race wenig über die Existenz
von Rassismus auf einer strukturellen,
gesamtgesellschaftlichen Ebene aussagt
(vgl. Desmond/Emirbayer 2010, S. 28).
Sehen wir uns also einige Beispiele für
diesen an.

Während Einkommens- und Vermö-
gensunterschiede zwischen der weißen
und der schwarzen Bevölkerung (und
anderen People of Color) immer be-
standen haben, hat sich das Problem der
ökonomischen Ungleichheit seit dem
Zusammenbruch des Immobilienmark-
tes sogar verschlimmert. So sind

bemerkt, zeigen Untersuchungen, dass
Afroamerikaner nicht in höherem Aus-
maß Drogen konsumieren oder mit ih-
nen handeln, als weiße Amerikaner. Die
Entscheidung, die Anstrengungen des
War on Drugs auf die innerstädtischen,
zumeist von Schwarzen und Latinos be-
wohnten Ghettos zu konzentrieren, kann
also nur eine politische Entscheidung
sein (ebd., S. 98). Gleichsam ist es kei-
ne explizit als rassistisch ersichtliche,
da das Ziel des ‚Krieges‘ eben formal
Drogenbekämpfung und nicht People

of Color lautet. Alexander folgert dar-
aus, dass ein System rassistischer Kon-
trolle entstanden ist, welches sie mit dem
Jim Crow-Regime, das in den Südstaa-
ten gegen Ende des 19. Jahrhunderts er-
richtet wurde, vergleicht (ebd., S. 179ff.).

Es mag nun aber wichtig sein, die hi-
storischen Differenzen nicht zu überse-
hen. Der französische Soziologe Loïc
Wacquant, der die wohl aufschlus-
sreichsten Studien zum modernen Ge-
fängnissystem veröffentlich hat, betont,
dass das heutige System integral mit den
Transformationen des Staates im Neo-
liberalismus verknüpft ist. Er sieht das
Gefängnissystem auch in einer Reihe
von Institutionen, welche die Funktion
hatten, die rassistische Hierarchie in den
USA aufrecht zu erhalten, betont aber
den sozio-ökonomischen Kontext stär-
ker als Alexander. So ist die Massenin-
haftierung gerade von jungen Afro-
amerikanern, die in den Ghettos leben,

Barack Obama leistet am 20.01.2009  den Amtseid als 44. Präsident
der USA. Mit der Wahl bzw. Wiederwahl  des ersten schwarzen Präsi-
denten verbanden sich viele Hoffnungen auf positive Veränderungen
der amerikanischen Gesellschaft.

Quelle: wikimedia/commons
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auch damit zu erklären, dass die Bevöl-
kerung der Ghettos durch Prozesse der
Deindustrialisierung und durch die er-
höhte Mobilität des Kapitals ihre „posi-
tive ökonomische Funktion“ verloren
hat (Wacquant 2009, S. 217). Mit ande-
ren Worten: Diese wird vom post-fordi-
stischen Arbeitsmarkt nicht länger ge-
braucht. Die Reaktion des neoliberalen
Staates darauf war, sozialstaatliche Aus-
gaben zu kürzen und die Gefängnisse zu
nutzen, um die ‚überflüssig‘ gewordene
Bevölkerung zu ‚verwahren‘. Dabei
konnten rassistische Stereotypen von
schwarzen Männern als kriminellen
Gang-Mitgliedern und schwarzen Frau-
en als den Sozialstaat ausnutzende „Wel-

fare Queens“ (in Ronald Reagans Wor-
ten) mobilisiert werden, um Unterstüt-
zung für sowohl law-and-order-Politik
als auch Kürzungen von Sozialleistun-
gen durchzusetzen. In der Zukunft wird,
so lässt sich aufgrund der momentan hef-
tig ausgetragenen Konflikte über illega-
lisierte Einwanderung aus Süd- und Zen-
tralamerika schon absehen, der „Zugriff
des Strafverfolgungsarms des Staates“
(ebd., S. 216) auch andere racial minor -

ities zunehmend ins Ziel nehmen. 
Die vorhergegangenen Ausführungen

sollten deutlich gemacht haben, dass ei-
ne Kritik des post-race-Diskurses not-
wendig bleibt. Gleichzeitig sollten so-
wohl Akademikerinnen wie (antirassis -
tische) Aktivistinnen sich einiger
Probleme, welche mit der post-race-Kri-
tik einhergehen können (aber nicht müs-
sen), bewusst sein. Wenn z.B. Desmond
und Emirbayer schreiben: „We have to
interrogate race, lest we allow the can-

cer of racism to continue to poison the
promising vitality of our American so-
ciety“ (2010, ix; meine Hervorhebung),
dann suggeriert dieses Bild, dass – wä-
re das ‚Krebsgeschwür‘ des Rassismus
entfernt – alles gut sei. Sechs Jahre nach
dem Zusammenbruch von Lehman Bro-
thers und andauernden wirtschaftlichen
Schwierigkeiten, ziehen nun allerdings
auch bürgerliche Ökonomen wie Tho-
mas Piketty die „promising vitality“ der
amerikanischen Gesellschaft in Frage
und widmen sich dem Problem der zu-
nehmenden ökonomischen Ungleichheit.
Eine Kritik des Rassismus, die dies nicht
weiter problematisiert, ist, wie Adolph
Reed bemerkt, höchst kompatibel mit
neoliberaler Ideologie, die alle markt-

basierten Ungleichheiten rechtfertigt, so-
lange nur niemand aufgrund von Dis-
kriminierung vom Arbeitsmarkt ausge-
schlossen bleibt (Michaels 2006; Lieber
[im Erscheinen]). Daher muss die Kri-
tik des Rassismus „integrale[r] Be-
standteil eines Programms zur Herstel-
lung sozialer Gerechtigkeit“ (Reed 2013,
S. 32) in einem weiteren Rahmen sein,
will sie nicht Gefahr laufen, sich zur
Komplizin wachsender (ökonomischer)
Ungleichheit machen.

So richtig es auch ist, zu betonen, dass
race und rassistische Diskriminierung
in den USA auch weiterhin eine Rolle
spielen und dass politische Programme,
die dies nicht bedenken, bestenfalls die
damit einhergehenden Ungleichheiten
nicht beheben oder sie schlimmstenfalls
noch verstärken (Wise 2010, S. 17), so
muss doch darauf geachtet werden, das
Prinzip race nicht selbst zu enthistori-
sieren und zu verdinglichen. Anders ge-
sagt: die Perspektive sollte weiterhin ei-
ne bleiben, die zwar betont, dass race in
der Gegenwart noch nicht überwunden
ist, dass dies aber in der Zukunft sein
könnte. Das (utopische) Moment des
post-race-Diskurses sollte nicht verges-
sen werden: Wenn race tatsächlich eine
‚soziale Konstruktion‘ ist, dann bedeu-
tet dies, dass eine Welt, in der Menschen
nicht mehr irrationalerweise in races ein-
geteilt werden, möglich ist.
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Demonstranten beim
Million Hoodie March
nach der Ermordung
des schwar zen Teena-
gers Trayvon Martin
am 21.03.2012. Der in
einer privaten Bürger-
wehr engagierte
Schütze konnte sich
später vor Gericht er-
folgreich darauf beru-
fen, in Notwehr ge-
handelt zu haben,
nachdem der unbe-
waffnete Martin ihn
geschlagen habe.

Quelle: 
wikimedia/commons

polis_3_14_015-017_Meueler.qxd  10.09.2014  14:37  Seite 17



Zu Beginn des 21. Jahrhunderts sehen
sich die Vereinigten Staaten von Ame-
rika einer Vielzahl vielschichtiger und
sich gegenseitig überlappender Pro-
blemkonstellationen gegenüber. Außen-
politisch ist der War on Terrorism im-
mer noch der zentrale Fluchtpunkt
ameri kanischer Außen- und Sicherheits -
politik, wobei die Strategie der USA
zwischen globaler Verantwortung und
selbstauferlegter Zurückhaltung zu os-
zillieren scheint. Innerhalb der ameri-
kanischen Gesellschaft wird seit den
1970er Jahren die Kluft zwischen Arm
und Reich, zwischen stagnierenden und
aufstrebenden Segmenten immer größer
– ein Trend, der sich durch die Wirt-
schafts- und Finanzkrise seit 2008 noch
zusätzlich verstärkt hat. In der Innen-
politik lähmt die Hyperpolarisierung
zwischen Demokraten und Republika-

nern den politischen Willensbildungs-
und Entscheidungsfindungsprozess, was
dazu führt, dass auf zahlreichen Fel-
dern der Wirtschafts-, Gesellschafts-
und Umweltpolitik seit Jahren Stillstand
herrscht.

Die Krise der USA scheint nicht nur
in den zeitgenössischen Feuilletons, son-
dern auch in sozialwissenschaftlichen
Analysen allgegenwärtig: So ist etwa die
Rede von einer Krise des außenpoliti-
schen Ansehens und der internationalen
Hegemonialstellung, einer Krise des
amerikanischen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsmodells des American Way of
Life oder einer Krise des nationalen
Selbstbewusstseins und des Vertrauens
in den American Exceptionalism. Und
nicht wenige sehen gar die gesamte US-
Demokratie in einer tiefen Sinn- und
Exis tenzkrise.

Input-Dimension: 
Wahlbeteiligung und 
parteipolitischer Wettbewerb

Wirft man einen Blick auf die input-Di-
mension des politischen Systems, so
sticht zuallererst die geringe Wahlbetei-
ligung in den USA auf nationaler Ebe-
ne ins Auge. Zwar ist die Wahlbeteili-
gung nicht erst mit der Euphorie um Ba-
rack Obama im Wahljahr 2008, sondern
bereits seit den 2000er Wahlen wieder
leicht gestiegen. Nichtsdestotrotz ist sie
über die letzten fünf Jahrzehnte hinweg
um insgesamt 10-15% gesunken und
liegt heute in Präsidentschaftswahlen bei
60% und in Kongresswahlen bei 40%
der wahlberechtigten Bevölkerung. Wer
hieraus jedoch direkt eine Krise der po-
litischen Beteiligung herausliest, greift
in seiner Argumentation zu kurz: Erstens
wird in keinem anderen Staat der Welt
so häufig gewählt wie in den USA. Im
föderalen System der USA entscheiden
die Bürger_innen nicht nur über die Be-
setzung der Legislativen und Exekuti-
ven auf nationaler und einzelstaatlicher
Ebene, sondern oftmals auch über Äm-
ter wie Staatsanwälte, Kämmerer und
lokale Sheriffs, bis hin zu Positionen in
der Schulaufsicht. Zusätzlich verfügen
zahlreiche Einzelstaaten über direktde-
mokratische Elemente, so dass die Be-
völkerung über eine Vielzahl gesell-
schaftlich relevanter Themen unmittel-
bar entscheidet. Auch in anderen fö de-
 ralen Systemen mit direkter De mo kra -
 tie wie der Schweiz fällt die Wahlbe tei -
ligung an den nationalen Parlaments-
wahlen regelmäßig deutlich geringer aus
als in rein repräsentativen Demokratien.
Zweitens ist das Partizipationsverhalten
in den USA wie in nahezu allen eta-
blierten Demokratien tiefgreifenden
Wandlungsprozessen unterworfen. Auch
wenn die Bürger_innen heutzutage sel-
tener zur Wahl gehen als früher, so nut-
zen sie weiterhin regelmäßig andere In-
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heitswahl das bestehende Zweipar -
teiensystem nahezu unverrückbar ze-
mentieren – viel stärker als dies etwa
für das Paradebeispiel des britischen
Mehrheitswahlsystems der Fall ist. Klei-
nere politische Kräfte haben in der Re-
gel kaum eine Chance, Repräsentant_in-
nen in den Kongress zu entsenden, und
schon gar nicht, das Präsidentschaftsamt
zu erobern. Hinzu kommt, dass im po-
litischen System der USA die Wieder-
wahlquote der Amtsinhaber auf natio-
naler Ebene bei um die 90% liegt.

So spielt sich der parteipolitische
Wettbewerb in erster Linie innerhalb der
beiden etablierten Großparteien ab. So-
wohl die Demokratische als auch die
Republikanische Partei beherbergen
nach wie vor diverse ideologische Flü-
gel, die unter einem gemeinsamen La-
bel zusammenkommen – wenngleich
die Polarisierung der letzten Jahre hier
zu einer Sortierung in ein konservatives
und ein liberales Lager geführt hat. Das
Aufkommen der Tea Party und der Oc-
cupy-Bewegung etablierte gerade in der
Republikanischen Partei eine wirk-
mächtige faction, welche den innerpar-
teilichen Wettbewerb befördert, zugleich
aber auch die politische Polarisierung
intensiviert.

Throughput-Dimension: 
Parteipolarisierung und 
Interessengruppen

Dieser Zuwachs an Wettbewerb bedeu-
tet jedoch nicht automatisch eine Ver-
besserung der US-Demokratie. So kann
sich selbst eine prinzipiell begrüßens-
werte Entwicklung wie die Aufwertung
der Wettbewerbskomponente durchaus
subversiv auf die throughput-Dimensi-
on des politischen Prozesses auswirken.
Die Gründungsväter der USA etablier-
ten ein politisches System der checks
and balances zum Schutz von Minder-
heiten. Heraus kam ein System der „se-
parated institutions sharing powers“,
welches – abgesehen von inneren oder
äußeren Krisensituationen – lediglich
inkrementellen Politikwandel zulässt.
Im Zeitalter polarisierter und weitge-
hend kohärent abstimmender Kongres-
sparteien kann dies jedoch auch zu Po-
litikstau führen. Abgeordnete und Se-
nator_innen bringen heute weniger

strumente und Kanäle, um sich in den
politischen Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess einzubringen. So ist
etwa die Bereitschaft sich im Wahlkampf
durch Spenden, in Wahlkampfveran-
staltungen oder mittels aktiver Mobili-
sierung von Parteianhängern zu beteili-
gen, über die Jahrzehnte hinweg relativ
konstant geblieben. Nicht-institutiona-
lisierte und individuelle Formen der po-
litischen Partizipation verzeichnen so-
gar einen deutlichen Anstieg: Ein im-
mer größerer Anteil der US-Gesellschaft
äußert sich politisch durch Unterschrif-
tensammlungen und Petitionen, Kund-
gebungen und Demonstrationen, bis hin
zum politisch motivierten Boykott be-
stimmter Produkte. So können die Pro-
testaktionen so verschiedener Gruppie-
rungen wie der Tea Party- oder der Oc-
cupy-Bewegung einerseits als Ausdruck
der aktuellen Krise des politischen und
gesellschaftlichen Systems verstanden
werden; andererseits sind sie aber auch
Zeichen einer lebendigen politischen
Beteiligungs- und Protestkultur, die sich
auch auf andere Bereiche der Zivilge-
sellschaft erstreckt, wie z.B. auf die
Schwulen- und Lesbenbewegung oder
auf Befürworter und Gegner des
Schwangerschaftsabbruchs.

So drückt sich die Krisenhaftigkeit
der politischen Partizipation in den USA
weniger in ihrer Quantität als vielmehr
in ihrer Qualität aus: Der politische Mei-
nungs- und Willensbildungsprozess
weist nämlich massive Ungleichge-
wichte zugunsten sozio-ökonomisch bes-
sergestellten Gesellschaftsgruppen auf.
US-Amerikaner_innen aus höheren Ein-
kommensklassen und mit besserem Bil-
dungsniveau nehmen nicht nur in größe-
rem Umfang an Wahlen teil, sie kontak -
tieren auch häufiger ihre Abge ord neten,
beteiligen sich intensiver in Wahlkam-
pagnen und zeigen ein bei weitem größe-
res Engagement in Interessengruppen
und Bürgerinitiativen.

Während die USA im Vergleich ka-
pitalistischer Wirtschaftssysteme gerne
als das Paradebeispiel einer liberalen
und wettbewerbsorientierten Ökonomie
genannt werden, besteht die Versuchung,
auch die US-Demokratie als besonders
kompetitiv zu sehen. Betrachten wir al-
lerdings das amerikanische Wahl- und
Parteiensystem, so wird deutlich, dass
die überdominanten Elemente der Mehr-

Gesetze in den Kongress ein und ver-
abschieden auch weniger. Der Grund
hierfür liegt auch in der Hyperpolari-
sierung der Parteien. Dabei ist weniger
problematisch, dass die Positionen der
Parteien sehr weit auseinanderliegen,
denn inhaltliche und ideologische In-
teressengegensätze bestanden immer.
Vielmehr gestaltet sich der politische
Aus- und Verhandlungsprozess heute
zunehmend als Null-Summen-Spiel. Es
werden meist Maximalforderungen for-
muliert und diese dann versucht, nach
dem Grundsatz ‚either my way or the
highway‘ durchzusetzen. Grundsätzlich
fehlt es einer großen Zahl politischer
Akteure in Washington, DC an Kom-
promissbereitschaft und -fähigkeit.

Insbesondere wenn Präsident und
Kongressmehrheit unterschiedlichen
Parteien angehören, gestaltet sich der
Gesetzgebungsprozess noch komplexer.
So zeichnen sich in der Präsidentschaft
Barack Obamas gerade die Kongres-
smitglieder durch ihre Fundamentalop-
position aus, die von Anhängern der Tea-
Party unterstützt werden. Dabei verhal-
ten sie sich – egal ob bei Fragen der
Gesundheitsreform oder Einwanderung,
Haushalts- oder Wirtschaftspolitik – je-
doch weitestgehend responsiv gegen -
über ihrer Wählerschaft. Aber auch in
Zeiten gleichgerichteter parteipolitischer
Kontrolle der Regierungszweige kann
der Gesetzgebungsprozess zum Erlie-
gen kommen. Der Grund hierfür liegt in
der institutionellen Ausgestaltung des
Senats, mit seinen auf die/den einzel-
ne_n Senator_in zugeschnittenen Re-
geln und der de facto Notwendigkeit,
bei nahezu allen Gesetzesvorlagen eine
Supermajorität von 60 Stimmen zu er-
ringen.

Zudem lassen sich auch andere poli-
tische Akteure wie Lobbygruppen oder
Medien immer klarer dem einen oder
anderen politisch-ideologischen Lager
zuordnen. Gerade die Zahl der wirt-
schaftlichen und zivilgesellschaftlichen
Interessengruppen ist in den letzten De-
kaden explosionsartig angestiegen, wo-
bei allein in Washington, DC über
10.000 Lobbyisten registriert sind.
Beson ders schwerwiegend ist hier, dass
die große Zahl sogenannter single-issue
Gruppierungen die Partikularisierung
der amerikanischen Gesellschaft wider -
spiegelt und befördert. Diese Organisa-
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tionen erhalten nicht nur partikularisti-
sche Zugänge zur politischen Arena und
erweitern den demokratischen Raum,
sondern verstärken vielmehr die politi-
sche Frontenbildung in Zeiten der Hy-
perpolarisierung. So kann jede Seite auf
eine Vielzahl von Verbündeten zurück-
greifen, um diese für Kampagnen für
oder gegen ein Gesetz zu mobilisieren.
Und dank der Rechtsprechung des Ober-
sten Gerichtshofs, wie in Citizen United
vs FEC im Jahr 2010, können heute In-
teressengruppen als registrierte Super-
PACs unlimitiert Geld in die Wahlkampf -
kassen der Politiker_innen pumpen.

Output-Dimension: Vertrauen in
staatliche Institutionen und 
Responsivität

In einer liberal-repräsentativen Demo-
kratie ist aber nicht nur entscheidend,
wie der Prozess ausgestaltet ist, sondern
auch welche Ergebnisse dabei erzielt
werden. Diese output-Dimension wirkt
gleich einer Feedback-Schleife auf die
vorgelagerten Schritte des Politikpro-
zesses. Ein Indikator für die Leistungen
des Politikformulierungs- und Imple-
mentationsprozesses ist beispielsweise
das Vertrauen der Bürger_innen in die
staatlichen Institutionen. Hier zeigt sich
ein paradoxes Bild: denn während die/der
eigene Abgeordnete grundsätzlich posi-
tiv evaluiert wird, ist die Zustimmung
zu den Institutionen in Washington, DC
auf einen historischen Tiefstand gesun-
ken. Dabei kann das Verhältnis des US-
Bürgers zum Staat als durchaus ambi-
valent bezeichnet werden. Auf der einen
Seite ist die US-Demokratie – wie an-
dernorts auch – zu einem gewissen Gra-
de Opfer ihres eigenen Erfolges gewor-
den. So sind die Erwartungshaltungen
in der Bevölkerung gegenüber den Pro-
blemlösungsfähigkeiten der politischen
Institutionen und Akteure so groß, dass
sie eigentlich nur enttäuscht werden kön-
nen. Bestes Beispiel sind die enormen
Hoffnungen auf gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und politische Reformen, die
mit der Amtsübernahme Barack Oba-
mas verbunden waren. Dass dabei die
Steuerungskompetenzen des Präsiden-
ten auf nationaler wie internationaler
Ebene nur sehr begrenzt sind, konnte
diese hohen Ansprüche nur bedingt re-

duzieren. Andererseits ist die Abneigung
und Skepsis gegenüber dem Polit-Esta-
blishment in Washington, DC nach wie
vor tief im amerikanischen Bewusstsein
verankert. Heute trauen nur noch ein
Viertel der Amerikaner_innen ihrer na-
tionalen Regierung zu, die richtigen Ent-
scheidungen zu treffen. Gleichzeitig ist
eine Mehrheit der Bevölkerung der Mei-
nung, dass ihre Repräsentant_innen kor-
rupt sind, sich nicht für ihre Belange in-
teressieren und nicht das Wohl aller Bür-
ger_innen im Blick haben.

Das schwindende Vertrauen in die
poli tische Elite des Landes ist ein Pro-
dukt aus überzogener Erwartungshal-
tung, politischer Dauerblockade und
zahlreicher Skandale und Korruptions-
fälle. Zusätzlich untermauern neuere em-
pirische Studien die verbreitete Sicht-
weise der amerikanischen Bevölkerung,
dass der poli ti sche Willensbildungs- und
Ent  schei  dungsprozess nicht den Interes -
sen der breiten Mehrheit dient. Demnach
spiegeln Abstimmungen im Kongress
oder Inhalte von Gesetzen überpropor-
tional stark die Präferenzen höherer Ein-
kommensklassen und ressourcenstarker
Interessengruppen wider. Interessen un-
terer Einkommensschichten finden hin-
gegen wesentlich seltener Berücksich-
tigung und auch nur dann, wenn sie im
Einklang mit den Präferenzen mittlerer
und höherer Einkommensgruppen ste-
hen.

Eine ungleiche Verteilung von
(Macht)Ressourcen ist im Wesen der li-
beral-repräsentativen Demokratie be-
gründet. Alexander Hamilton konsta-
tierte in der amerikanischen Gründungs -
ära, dass „all communities divide
them selves into the few and the many.
The first are rich and well-born, the other
the masses of the people“. Aus der Per-
spektive pluralistischer Elitentheorien
stellt dieser Bias kein Problem per se
dar, solange einerseits der Zugang zu po-
litischen und ökonomischen Eliten of-
fen ist und andererseits fragmentierte
Elitenzirkel mit unterschiedliche Inter-
essen existieren, die untereinander im
Wettbewerb stehen. Sobald jedoch die
ungleiche Berücksichtigung gesell-
schaftlicher Präferenzen systemisch an-
gelegt ist und sich systematisch im Po-
litikformulierungsprozess niederschlägt,
wird das demokratische Ideal des go-
vernment for the people verletzt.

Krisengefühl und -rhetorik in den
USA sind keine neuartigen Phänomene,
sondern haben ihre Ursprünge im Ende
des wirtschaftlichen Nachkriegsbooms,
den gesellschaftlichen Umbrüchen und
der politischen Ratlosigkeit der 1960er
und 1970er Jahre. Auch wenn manche
Einschätzungen, es handele sich bei den
USA heutzutage um eine defekte De-
mokratie, in dieser Form sicher nicht
haltbar sind, so sind ihre Defizite nichts-
destotrotz offensichtlich. Am schwers -
ten wiegt hierbei sicherlich der unglei-
che Zugang zum politischen Meinungs-
und Willensbildungsprozess, welcher am
Ende des Entscheidungsprozesses zu un-
ausgewogenen Politikresultaten führt.
Dass dieses Problem allerdings nur auf
die USA zutrifft, bleibt zu bezweifeln.
Es kann grundsätzlich festgehalten wer-
den, dass bei aller Krisenhaftigkeit die
Idee der Demokratie in den USA unan-
getastet und alternativlos ist. Für eine
überwältigende Mehrheit der US-Bür-
ger ist die Demokratie immer noch die
beste unter den schlechten Staatsformen.
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„The Uninsured are Turning against Ob-

amacare.“ (Huffington Post, 26.2.14)

„Obamacare […] was never really ab-

out healthcare […]. It was about power,

the expansion of government control

[…]. It was the high-water mark of an

outdated liberalism, the latest attempt

to impose upon Americans a euro-style

bureaucracy to manage all aspects of

their lives.“ (Republican Platform 2012)

Diese beiden Zitate sind nur zwei
Beispie le von kritischen Meldungen zu
Prä sident Obamas jahrelangen Be -
mühungen, für alle US-Bürger eine ver -
pflich tende Krankenversicherung durch -
zu setzen. Für uns Deutsche dagegen stellt
die gesetzliche Krankenversicherung als
eine der tragenden Säulen des Sozial-

staates eine Selbstverständlichkeit dar.
Berichte vom Widerstand vieler Ameri-
kaner gegen die Einführung einer ver-
pflichtenden Krankenversicherung und
von der Tatsache, dass sich viele US-
Bürger durch eine schwere Krankheit –
oft trotz einer bestehenden Krankenver-
sicherung – haushoch verschulden müs-
sen und in Armut geraten, können dann
bei uns den Eindruck erwecken, der Be-
griff US Welfare State sei Widerspruch
in sich. 

Tatsächlich ist dies aber nicht so. Es
gibt den US-amerikanischen Wohl-
fahrtsstaat. Er ist nur anders als der deut-
sche Sozialstaat, denn er hat eine ande-
re Geschichte und ihm liegt eine funda-
mental andere Denkweise zugrunde. Die
Ziele dieses Artikels sind 1. den schein-
baren Widerspruch, den US-amerikani-
schen Wohlfahrtsstaat gäbe es nicht, auf-
zulösen und 2. zu zeigen, warum und
wie der US-Wohlfahrtsstaat im sozial-
wissenschaftlichen Unterricht der Ober-
stufe thematisiert werden kann.

Aufbau und Prinzipien des 
US-amerikanischen 
Wohlfahrtsstaates

Der dänische Sozialwissenschaftler Gø-
sta Esping-Andersen stellt in seiner Pu-
blikation The Three Worlds of Welfare

Capitalism (1990) drei unterschiedliche
Typen von Wohlfahrtsstaaten vor: das
liberale, das konservative und das sozi-
aldemokratische Regime. Seine Kriteri-
en dafür sind z.B. das Ausmaß der Pri-
vatisierung im Vergleich zu staatlicher
Fürsorge, das Ausmaß der Dekommo-
difizierung, aber auch die den Wohl-
fahrtsstaaten zugrundeliegenden Wert-
maßstäbe. Nach Esping-Andersen fal-
len die USA in die Kategorie des
li beralen Wohlfahrtsstaats: „Das libera-
le (oder angelsächsische) Wohlfahrts-
staatsmodell betont vor allem die Rolle
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des freien Marktes und der Familie. Es
ist überwiegend steuerfinanziert, Trans-
ferleistungen sind i. d. R. bedürftig-
keitsgeprüft. Die Anspruchsvorausset-
zungen sind streng und die Leistungen
niedrig“. (Oschimanski/Kühl 2010)

Die Abbildung zeigt eine stark redu-
zierte Übersicht über den Aufbau und
die Prinzipien des US-amerikanischen
Wohlfahrtsstaats. Er besteht aus zwei
Säulen, dem öffentlichen und dem pri-
vaten Sektor. Der öffentliche Sektor um-
fasst drei Bereiche, die Sozialhilfe (pu-

blic assistance), die Sozialversicherun-
gen (social insurance) sowie das
Steu er wesen (taxation). Im Rahmen der
Sozialhilfe gibt es finanzielle Unter-
stützung für bedürftige Rentner, Men-
schen mit Behinderungen oder Bedürf-
tige ohne Einkommen (SSI). Zwei wei-
tere Beispiele sind die Hilfen für
bedürftige Familien (TANF) sowie die
medizinische Notversorgung durch Me-

dicaid. Der Leistungserwerb in diesen
Bereichen unterliegt strengen Bedürf-

tigkeitsprüfungen und wird oft nur tem-
porär gewährt. Dem liegt die Haltung
des ame rikanischen Individualismus zu-
grunde: Der „schlanke Staat“, der sich
auf das Funktionieren des Wettbewerbs
auf dem freien Markt verlässt, einerseits
und das unantastbare Recht auf Freiheit
des Einzelnen andererseits führen beim
einzelnen Bürger zu der Überzeugung,
dass jeder für seinen individuellen Er-

folg, aber auch sein individuelles Schei-

tern selbst verantwortlich ist. Nach die-
sem Verständnis lebt der, der Fürsorge-
leistungen bezieht, auf Kosten der
Gemeinschaft, ohne aber Leistungen für
die Gemeinschaft zu erbringen. Aus die-
sen Gründen ist der Begriff welfare im
Amerikanischen negativ besetzt; im kon-
servativen Parteienspektrum wird der
Begriff sogar mit dem Sozialismus as-
soziiert (Katz 2004, S. 403).

Neben der Sozialhilfe gibt es die staat-
liche Sozialversicherung, die eine tem-
poräre Arbeitslosenversicherung, eine
Rente und eine Krankenversicherung

durch Medicare beinhaltet. Hier haben
aber die Empfänger ihr Recht auf Sozi-
alversicherungsleistungen durch Er-
werbsarbeit oder Staats- bzw. Militär-
dienst abgegolten. Sie haben durch eine
Erwerbstätigkeit dafür gesorgt, dass sie
ihren Lebensunterhalt selbst finanzieren
können und einen Anteil ihres Einkom-
mens in die Sozialversicherung einge-
zahlt. Insofern sind sie ihrer individuel-
len Verantwortung für ihr eigenes Glück

nachgekommen. Ähnliches gilt für ehe-
malige Militärs, die aus US-amerikani-
scher Sicht ihr Leben zum Schutze der
Nation eingesetzt und sich damit Unter-
stützung durch den Staat verdient haben.

Die staatlichen Steuervergünstigun-
gen, der dritte große Bereich des öf-
fentlichen Sektors, sollen vor allem Un-
ternehmen Anreize bieten, private Vor-
sorge-und Versicherungsleistungen für
ihre Mitarbeiter bereit zu stellen. So wird
der private Sektor staatlich subventio-
niert und bewusst vergrößert. Daneben
gibt es u.a. Steuererleichterungen für
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PROBLEMS : US welfare state is neither purely public nor private ==> big or small government?/ Complicated as there are many different programs on federal, state and local level/ Provision of welfare mainly 
bound to employment/     

CHALLENGES: demographic change makes future funding insecure/ increase of less well-paid jobs (technological change, globalisation) so that 
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niedrige Einkommen (EITC), die vor al-
lem zur Reduzierung von Kinderarmut
beitragen sollen (ebd., S. 405). 

Obwohl der öffentliche Sektor in der
Übersicht größer wirkt als der private,
spielt letzter eine wesentlich wichtige-
re Rolle in den USA. Die eigentliche Ab-
sicherung für Notlagen geschieht vor al-
lem durch die privaten Versicherungs-
angebote der Unternehmen für ihre
Mitarbeiter. Einerseits gibt es Betriebs-
renten, die in der Regel vom Arbeitsge-
ber und vom Arbeitnehmer zusammen
finanziert werden. Ähnlich ist das Prin-
zip bei der Krankenversicherung. Das
bedeutet aber, dass Angestellte bei ei-
nem Jobwechsel unter Umständen ihre
Rentenansprüche oder ihre Kranken-
versicherung verlieren können, was wie-
derum zu einer Unterversicherung führt.
Brüche in den Erwerbsbiografien häu-
fen sich auch in den USA. Die Konse-
quenzen für den Betroffenen bedeuten
im schlimmsten Fall Armut im Alter
durch den Verlust der Betriebsrente oder
durch Krankheit, für deren Behandlung
keine Krankenversicherung aufkommt.
In diesem Zusammenhang wird deut-
lich, wie stark die Absicherung von Le-
bensrisiken an eine Erwerbstätigkeit ge-
koppelt ist (ebd., S. 407). Und es wird
deutlich, welche Rolle die Wohltätig-
keitsorganisationen, Kirchen und das
große bürgerschaftliche Engagement für
den Anderen in den USA spielen: Ohne
sie wären viele Menschen völlig mittel-
los und auf sich allein gestellt. 

Wie lassen sich dieses übermäßige
bürgerschaftliche Engagement durch
Einzelne, Wohltätigkeitsorganisationen
und Sozialdienste in den Vereinigten
Staaten erklären, wenn doch jeder, wie
oben erläutert, seines Glückes Schmied

ist? Petra Krimphove begründet das En-
gagement nicht nur mit den Prinzipien
der US-amerikanischen Verfassung, son-
dern auch mit der starken Religiosität
im Land. Damit zeigt sie auch, dass
Esping-Andersens Typologie nicht aus-
reicht, um die Ausgestaltung einzelner
Wohlfahrtssysteme zu erklären (Krim-
phove 2004/05, S.12). Sie argumentiert,
dass die USA vom Calvinismus der er-
sten Siedler stark geprägt seien, der wie-
derum eine „strikte Trennung von Staat
und Kirche [vorsah und daraus folgend]
gemeinschaftliche Selbsthilfe […] als
Gegenprogramm zum Staat“ betont

(ebd.). Die Überzeugung von der Not-
wendigkeit eines „schlanken Staates“,
führe dazu, dass die dadurch entste-
henden Freiräume durch das Engage-
ment des einzelnen Bürgers gefüllt wer-
den müssen. Die Betonung der indivi-
duellen Freiheiten in den USA führe
auch dazu, dass jeder Bürger eine größe-
re Verantwortung für sich, aber auch die
Gemeinschaft verspüre (ebd., S.14). Für
den Wohlfahrtsstaat bedeutet dies, dass
er – konsequent gedacht – aus ameri-
kanischer Perspektive gar nicht gewollt
sein kann. Es besteht der Glaube, dass
jeder Mensch seinen Möglichkeiten ent-
sprechend seine Lebensumstände selbst-
ständig verbessern kann. 

Vergleichen wir den deutschen So-
zialstaat mit dem amerikanischen Wohl-
fahrtsstaat, können wir feststellen, dass
es trotz der fundamentalen Unterschie-
de in der Ausgestaltung auch Parallelen
zum anderen System gibt: Der US-
Wohlfahrtsstaat ist wie der deutsche So-
zialstaat auf mehreren Säulen aufgebaut.
Einzelne Bestandteile wie die Sozial-
versicherung oder die Sozialhilfe wer-
den nach ähnlichen Kriterien gewährt
wie in Deutschland. Die gesellschafts-
politischen Herausforderungen an den
Wohlfahrtsstaat in den USA sind die
gleichen, mit denen wir in Deutschland
zu kämpfen haben. Dafür sind der de-
mografische Wandel und die Brüche in
den Erwerbsbiografien nur zwei Bei-
spiele. Die sich daraus ergebenden Re-
formvorhaben sind stellenweise im sel-
ben Jahrzehnt und aus ähnlichen Moti-
ven durchgeführt worden. So reformierte
z.B. Bill Clinton die Sozialversicherung
und Sozialhilfe fast zeitgleich zu Ger-
hard Schröders Agenda 2010 (Katz
2004, S. 410). Um die öffentlichen Kas-
sen zu entlasten, sollen die Bürger (noch)
mehr Eigenverantwortung für ihre per-
sönlichen Lebensrisiken übernehmen.
Die staatlichen Leistungen werden ab-
gebaut, zur vermehrten privaten Vor-
sorge wird aufgerufen, und diese wird
staatlich gefördert. Die Dominanz des
privaten Sektors in den USA bleibt aber
im Vergleich mit dem privaten Sektor
in Deutschland bestehen. 

Es gibt ihn also, den US-amerikani-
schen Wohlfahrtsstaat, auch wenn alle
Akteure immer wieder versuchen, ihn so
klein wie notwendig zu gestalten. Der
Anspruch auf Sozialleistungen wird

streng geprüft und nur wenigen Perso-
nengruppen gewährt. Welche und wie
viele Leistungen notwendig zur Ver-
meidung von Armut sind, ist ständig Ge-
genstand heftig geführter politischer Kon-
troversen. Auch der stark ausgeprägte
amerikanische Föderalismus trägt dazu
bei, dass es nur eine sehr begrenzte An-
zahl wohlfahrtsstaatlicher Instrumente
gibt, die auf Bundesebene angesiedelt
sind. Den Einzelstaaten werden dagegen
für die Ausgestaltung und die Kriterien
der Bedürftigkeitsprüfung bzw. Lei-
stungsbemessung viele Befugnisse er-
teilt. Das macht den Wohlfahrtsstaat in
den USA zusätzlich kompliziert und unü-
bersichtlich. Katz argumentiert aber, dass
der Wohlfahrtsstaat trotz seiner Schwä -
chen auch viele positive Errungenschaf-
ten vorweisen könne, „z.B. die Verrin-
gerung der Altersarmut, die Milderung
von Härten von Arbeitslosigkeit oder die
Bereitstellung von […] Renten und Ge-
sundheitsleistungen für Millionen regulär
Beschäftigter“ (ebd., S.408). 

Der US-Wohlfahrtsstaat als 
Thema im Unterricht 

Didaktische Überlegungen

Der Vergleich des amerikanischen Wohl-
fahrtssystem mit dem deutschen und
weiteren Sozialstaaten im Sozialwis-
senschaftsunterricht der Oberstufe ist
lohnenswert, da die Schüler „anhand ei-
ner wissenschaftlichen Systematisie-
rung unterschiedliche Varianten der Ge-
staltung von Wohlfahrtsstaaten die Mög-
lichkeit [bekommen können], andere
wohlfahrtsstaatliche Ordnungen mit dem
bundesdeutschen System zu vergleichen
und verschiedene ‚Denkrichtungen‘ in
Bezug auf soziale Sicherung zu unter-
scheiden, in aktuellen Diskussionen wie-
derzuerkennen und einen begründeten
eigenen Standpunkt zu grundlegenden
Fragen der Gestaltung sozialer Ord-
nungen zu entwickeln“ (Arnold et.al.
2013, S.76). 

Im Anschluss an einen Systemver-
gleich können kritische Aspekte her-
ausgearbeitet werden: Welche Proble-

me können sich für den Einzelnen, der
sich in diesem System wiederfindet, er-
geben? Hier könnte auf die problema-
tische die Kopplung von Leistungen an
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eine Erwerbstätigkeit eingegangen wer-
den, aber auch die darüber hinaus zie-
lende Frage behandelt werden, wie „Bür-

gerstatus“ überhaupt definiert werden
kann bzw. von welchem Bürgerleitbild
ausgegangen wird (Katz, S. 415). Dies
bietet Raum für eine spannende Dis-
kussion, da in den USA von jedem Bür-
ger erwartet wird, dass er sich seinen
Möglichkeiten entsprechend in das Ge-
meinwesen einbringt, individuell für sich
selbst und auf diese Weise auch für das
Wohlergehen der Nation sorgt. Was aber
ist mit den Menschen, die das nicht kön-
nen? Sind sie gleichwertige Bürger, oder
werden sie als Bürger 2. Klasse wahr-
genommen? Welche Rechte haben sie
bzw. sollen sie haben? Und welche Teil-
habe am gesellschaftlichen, politischen
und wirtschaftlichen Leben ist dann über-
haupt noch möglich (ebd., S. 214-215)? 

Ein anderes Argument, den US-ame-
rikanischen Wohlfahrtsstaat im Unter-
richt der Oberstufe zu thematisieren, ist
die Tatsache, dass z.B. im Englischun-
terricht der American Dream und die
globale Rolle der USA ausführlich be-
handelt werden. Einzelne Konzepte wie
das der City upon a Hill, das den ame-
rikanischen Exzeptionalismus begrün-
det, sowie das Konzept der Frontier, das
die gefühlte grenzenlose Freiheit der
USA beschreibt, sind den Schülern zu-
meist bereits bekannt. Ihre im Engli-
schunterricht gewonnenen Erkenntnis-
se können die Schüler bei der Analyse
des Aufbaus und der zugrundeliegenden
Ideologie des Wohlfahrtsstaates der USA
konkret anwenden. 

Alle Quellen zum American Dream

werden im Englischunterricht im Origi-
nal gelesen und analysiert. Deshalb soll-
te es für die Lernenden mit der entspre-
chenden Unterstützung gut möglich und
spannend sein, den Themenkomplex US-

Welfare State auch im sozialwissen-
schaftlichen Unterricht in der Fremd-
sprache zu bearbeiten: Im Vergleich der
beiden Systeme Deutschland und USA
tauchen z.B. Begrifflichkeiten auf, die
entweder nur in einer Sprache existie-
ren oder trotz gleichen Wortes eine ganz
andere Bedeutung haben. So ist bei-
spielsweise das deutsche Wort Sozial-

neid im Amerikanischen unbekannt, da
es nach amerikanischem Verständnis gar
keinen Sozialneid geben kann (vgl.
Krimphove 2004/05, S. 9). Besonders

spannend ist auch die Betrachtung des
Begriffs Liberalismus/liberalism. Asso-
ziieren wir in Deutschland mit dem Be-
griff Liberalismus zu nächst eine an
Marktgesetzen orientierte Politik, die ei-
nen schlanken Staat und damit wenig
Staatsleistungen für den Einzelnen zum
Ziel hat wie auch die Freiheit des Bür-
gers in den Vordergrund stellt, so gelten
die liberals in den Vereinigten Staaten
als sozialdemokratisch, wenn nicht so-
gar kommunistisch. Das, was wir in
Deutschland als liberal verstehen, nennt
sich in den USA libertarian. Die Zwei-
sprachigkeit ermöglicht den Lernenden
durch die zusätzliche intensive sprach-
liche Auseinandersetzung mit derartigen
Konzepten ein vertieftes Verständnis kul-
tureller Unterschiede und fördert gleich-
zeitig das Interesse sowie die Akzeptanz
des Anderen. 

Methodische Überlegungen

Die Lernenden können zunächst eine
Übersicht zu Esping-Andersens Typo-
logie von Wohlfahrtsstaaten erarbeiten,
„weil sowohl aktuelle wie auch abseh-
bare künftige Entscheidungsfragen im
Bereich der Sozialpolitik sich vielfach
auf darin gut erkennbare grundlegende
Aspekte zurückzuführen lassen“ (Arnold
et. al. 2013, S. 80). Ziel dabei sollte es
sein, den Schülern auf diese Weise ei-
nen „didaktischen Kompass“ in die Hand
zu geben, mit dessen Hilfe sie bei-
spielsweise Reden zu Reformen des
Wohlfahrtsstaats oder konkrete Re-
formvorschläge in das politische Spek-
trum einordnen können, also „die Denk-
muster, die den aktuellen Reformvor-
schlägen zugrunde liegen“ (ebd., S. 81)
herausarbeiten, beurteilen und ggf. so-
gar eigene Reformvorschläge differen-
zierter begründen können.1

Passende Unterrichtsmaterialien zu
finden, die den gesamten US-Wohl-
fahrtsstaat schülergerecht aufbereiten,
ist schwierig. Zudem ist es aufgrund der
Komplexität des Systems kaum sinnvoll,
von Schülern eine Detailkenntnis und
die fundierte Beurteilung desselben zu
erwarten. Die aktuelle Diskussion um
Präsident Obamas Gesundheitsreform
bietet eine gute Möglichkeit der didak-
tischen Reduktion. Im Zentrum der Re-
form steht das individual mandate2, das

bedeutet, dass jeder Amerikaner bis zum
1. April 2014 eine Krankenversicherung
abgeschlossen haben musste. Andern-
falls zahlt er eine Strafe. Unternehmen
müssen, bis auf wenige Ausnahmen,
ihren Angestellten eine bezahlbare Kran-
kenversicherung anbieten. Die Versi-
cherer selbst werden verpflichtet, jeden
Bürger ohne Gesundheitsprüfung auf-
zunehmen. Eine Deckelung der Lei-
stungen ist nicht mehr zulässig.3 Eine
Analyse der folgenden Texte zur Ge-
sundheitsreform bietet sich im Unter-
richt an:

Die Schüler analysieren zwei Aus-
schnitte der Rede Präsident Obamas an
den Kongress zur Gesundheitsreform im
September 2009 (Obama 2009). Esping-
Andersens Typologie kann hierbei als
Analyseinstrument angewendet werden.
Im ersten Abschnitt4 beschreibt und ver-
teidigt Obama die Notwendigkeit einer
verpflichtenden Krankenversicherung
für alle. Er betont die individuelle Ver-
antwortung des Einzelnen für die Ge-
meinschaft: Nur wenn sich jeder Bürger
um seine Gesundheit kümmert und die
Verantwortung dafür durch den Ab-
schluss einer Krankenversicherung über-
nimmt, werden die Kosten für die All-
gemeinheit reduziert. Im zweiten Ab-
schnitt5 stehen die Grundwerte der
Amerikaner – Selbstständigkeit, Indivi-
dualismus, Verteidigung der Freiheit und
die Skepsis gegenüber der Regierung –
im Vordergrund. 

Mit Hilfe zweier ZEIT-Artikel (Buch-
ter 2009, Schröder 2014) lassen sich die
Entwicklung von Obamacare beschrei-
ben: Standen im Jahre 2009 noch sehr
viele Menschen der Reform skeptisch
gegenüber, so lässt sich im Jahre 2014
erkennen, dass viele Amerikaner die
Neuerungen angenommen haben. Selbst-
verständlich wird die Reform von Sei-
ten der Republikaner immer noch deut-
lich kritisiert, aber erste Zahlen schei-
nen – nach dem schwierigen Start –
darauf hinzudeuten, dass die Reform ein
Erfolg werden kann.

In seinem Kommentar befürwortet
Paul Krugman (Krugman 2014) staatli-
che Fürsorgeleistungen. Der Sichtwei-
se, jeder Amerikaner habe dieselben
Möglichkeiten, durch Anreize und Ar-
beit für sich selbst zu sorgen, wider-
spricht er deutlich. Der Text eignet sich
gut, die Unterschiede der liberalen und
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konservativen Denkweisen in den USA
herauszuarbeiten. 

Fazit

Das Schülerinteresse an den USA und
ihrer Politik und Kultur ist erfahrungs-
gemäß sehr groß. Viele Trends der Ju-
gendkultur werden aus den USA über-
nommen, gleichzeitig kann man aber
auch beobachten, dass viele Schüler sich
gerade im Zusammenhang mit dem glo-
balen Auftreten der USA (Stichworte
NSA oder Kriege im Irak und Afghani-
stan) oft unreflektiert kritisch äußern.
Diese Kritik hat stellenweise sicherlich
ihre Berechtigung, aber ist es nicht wün-
schenswert, wenn ihre Kritik fundierter
und Kriterien geleiteter würde? Indem
sich die Lernenden intensiv mit dem US-
Wohlfahrtsstaat und den zugrundelie-
genden Werten befassen, ihr Wissen über
die USA aus den anderen Fächern kon-
kret anwenden, lernen sie auch, das Ver-
halten der USA besser nachzuvollzie-
hen. Das heißt natürlich nicht, dass sie
es immer gutheißen müssen, aber sie
müssen sich mit ihrem eigenen Werte-
konstrukt auseinandersetzen und lernen,
ihre Kritik vor diesem Hintergrund zu
reflektieren.

Anmerkungen

1 Ein konkreter Unterrichtsvorschlag
und ausgearbeitete Unterrichtsmate-
rialien finden sich bei Arnold et al.
2013. 

2 http://obamacarefacts.com/obamaca-
re-individual-mandate.php, letzter Zu-
griff 21.8.2014

3 http://obamacarefacts.com/whatis-ob-
amacare.php, letzter Zugriff 21.8.2014

4 1. Abschnitt der Rede von „The plan
I’m announcing tonight would meet
three basic goals […]” bis “Improving
our healthcare system only works if
everybody does their part.”

5 2. Abschnitt der Rede von „Everyone
in the room knows what will happen

if we do nothing.“ bis Ende der Rede.
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Protestkundgebung  vor dem Capitol in Washington gegen die geplante Gesundheits-
reform am 12. September 2012. 

Foto: wikimedia/commons
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Politische Bildung für die 
Demokratie: Positionspapier der
Deutschen Vereinigung für Poli-
tische Bildung (Entwurfsfassung)

Notwendigkeit Politischer Bildung

(1) Demokratie setzt die Politische Bil-
dung des Souveräns voraus. Ohne die
Politische Bildung seiner Bürgerinnen
und Bürger achtet der demokratische
Staat sich selbst und seine Tradition ge-
ring. 

(2) Demokratische Werte, Normen und
Institutionen bedürfen der fortlaufenden
kritischen Reflexion von Anspruch und
Wirklichkeit durch politisch gebildete
Bürgerinnen und Bürger. 

(3) Politische Bildung ist in einer De-
mokratie gesellschaftliche Allgemein-
bildung.

Charakteristika Politischer Bildung

(4) Als gesellschaftliche Allgemeinbil-
dung ist Politische Bildung interdiszi-

plinär ausgerichtet. Die anspruchsvolle
Lernaufgabe, gesellschaftliche, wirt-
schaftliche, politische und rechtliche Zu-
sammenhänge zu erfassen, darf nicht den
Lernenden aufgebürdet werden. 

(5) Politische Bildung orientiert sich an
den Grundsätzen des „Beutelsbacher
Konsens“: Überwältigungsverbot, Kon-
troversgebot, Förderung der Partizipa -
tionsfähigkeit der Lernenden.

(6) Die Befähigung des Einzelnen zu ei-
ner reflektierten und selbstbestimmten
Teilhabe am öffentlichen Leben umfas-
st ethisch-politisches Urteilen und poli-
tisches Handeln.  

(7) Politische Bildung ist Bildung zur
Kritik- und Konfliktfähigkeit. Soziales
Lernen und politisches Lernen sind zu
unterscheiden und zu verknüpfen. 

(8) Politische Bildung vertritt die Sache
aller. Sie braucht deshalb den Rückhalt
der Allgemeinheit.
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Impuls
Entwurf eines Positionspapiers der DVPB

Seit ihrer Gründung im Jahr 1965 engagiert sich die DVPB für eine Stärkung der
Politischen Bildung an Schule, Hochschule, Jugendarbeit und Erwachsenenbildung.
Um das Leitbild und das Selbstverständnis unseres Fachverbandes zu konkretisie-
ren, hat der Bundesvorstand unter Initiative von Prof. Dr. Sibylle Reinhardt einen
Vorschlag für ein Positionspapier erarbeitet. 

Der Entwurf wurde auf der Sitzung des Erweiterten Bundesvorstandes in Hustedt
beraten und soll bis zum 13. Bundeskongress Politische Bildung (19.-21. März 2015
in Duisburg) in eine abschließende Fassung gebracht werden.

Der nachfolgende Abdruck des in Hustedt diskutierten Entwurfs soll jedem Mit-
glied der DVPB die Möglichkeit geben, an der Beratung des Positionspapiers teilzu-
haben. Vorschläge zur Änderung oder zur Ergänzung können bis Montag, 
den 08. Dezember 2014 unterbreitet werden. Da ich in meiner Funktion als Assistent
des Bundesvorstandes die Sammlung der Rückmeldungen übernommen habe, bitte
ich Sie darum, sich mit Ihrer entsprechenden Nachricht ggf. an mich zu wenden 
(m-p.haarmann@ipw.uni-hannover.de).  

Auf Grundlage der eingehenden Rückmeldungen sowie den Ergebnissen der Be-
ratung auf der Sitzung des Erweiterten Bundesvorstandes in Hustedt wird der Bun-
desvorstand die Entwurfsfassung einer abschließenden Überarbeitung unterziehen
und das Resultat als Positionspapier der DVPB verabschieden. 

Moritz Peter Haarmann
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Bildungspolitische Forderungen

(9) Politische Bildung muss in allen Bil-
dungs- und Ausbildungsgängen veran-
kert werden (Schulen, Hochschulen, Ju-
gend- und Erwachsenenbildung, Aus-
und Weiterbildung). 

(10) Die Förderung umfassender gesell-
schaftlicher Mündigkeit gehört zum Kern
des Bildungsauftrages der allgemeinbil-
denden Schulen. Um diesem Bildungs-
ziel gerecht zu werden, bedarf es eines
Unterrichtsfaches der Politischen Bildung,

das durchgängig mit mindestens zwei Wo-
chenstunden unterrichtet wird.  

(11) Die Zersplitterung des gesell-
schaftlichen Lernens in mehrere Unter-
richtsfächer (von Arbeitslehre oder Wirt-
schaft über Sozialkunde bis zur Ver-
braucherbildung) führt zum Aufbau von
zusammenhanglosem und trägem Wis-
sen und provoziert Ein-Stunden-Fächer
und fachfremd erteilten Unterricht. Statt-
dessen bedarf es der Durchsetzung ei-
nes integrierenden Kernfachs der Poli-
tischen Bildung.    

(12) Politische Bildung braucht die Hil-
fe didaktischer Forschung für die Ent-
wicklung und Evaluation von Lehrkon-
zepten und benötigt deshalb ein unab-
hängiges, forschungsorientiertes Institut
für die  Didaktik der Demokratie. 

(13) Hochschulen müssen Verantwor-
tung für die Politische Bildung ihrer Stu-
dierenden übernehmen. Hier herrscht
dringender Entwicklungsbedarf.

Termine

Vormerken! 13. Bundeskongress Politische Bildung 

Der 13. Bundeskongress für Politische Bildung findet vom Donnerstag, den 19. März bis Samstag, den
21. März 2015 in Duisburg statt. Das Schwerpunktthema lautet: „Asymmetrien in der Demokratie“.

Veranstaltet wird der Kongress gemeinsam von der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), der
Deutschen Vereinigung für Politische Bildung (DVPB) und dem Bundesausschuss Politische Bildung
(bap). In der kommenden Ausgabe der POLIS (Heft 4-2014) wird ausführlich über Programm und Anmel-
dungsmodalitäten informiert.

OKTOBER 2014

Schleswig-Holstein

Lehrerfortbildungsseminar zum The-
menfeld „Sozialpolitik“ (in Kooperati-
on mit dem Institut für Qualitätsent-
wicklung an Schulen Schleswig-Hol-
stein) 
Anfang Oktober (Termin und Veran-
staltungsort auf Nachfrage beim Lan-
desverband)

NOVEMBER 2014

Sachsen-Anhalt

Politiklehrertag 2014, Thema: Die
Ukrainekrise – sehen/beurteilen/han-
deln?
07.11.2014
Magdeburg: Tagungsraum des Sozial-
ministeriums 

Schleswig-Holstein

Lehrerfortbildungsseminar „Die Welt
auf dem Weg in die Konfrontation?“ (in
Kooperation mit dem Institut für Qua-
litätsentwicklung an Schulen Schleswig-
Holstein). 
10.11.2014 
Kiel: Hermann-Ehlers-Akademie  

Thüringen

Jenaer Gespräche zur Politischen Bil-
dung, Thema: „Thüringen hat gewählt
– Analysen und Perspektiven zur Land-
tagswahl 2004“ (angefragt werden die
Fraktionsvorsitzenden des am 14. Sep-
tember gewählten Thüringer Landtags).
11.11.2014, 
Beginn: 18:30 Uhr
Jena: Friedrich-Schiller-Universität
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Landesverband kritisiert
Situation der
PolitiklehrInnenausbildung
für Berufskollegs 

Die Umstellung auf das Bache -
lor-Mastersystem an deutschen
Universitäten hat die ohnehin
schwierige Ausbildungssituation
für das Lehramt Politik bzw.
Wirt schaftslehre/Politik an Be -
rufs kollegs noch weiter ver -
schlech tert. Immer mehr Univer -
si täten, die bisher die Studien gän -
ge angeboten haben, streichen die
Ausbildungsgänge, z.B. Dort -
mund und Duisburg/Essen. 

Zahl der Studienabsolventen
weit unter Bedarf

Das unzureichende Ausbildungs -
angebot an den nordrhein-westfä-
lischen Hochschulen führt dazu,
dass die Studiengänge Politik
bzw. Wirtschaftslehre/Politik als
Studienfächer von Lehramtsstu -
dierenden kaum noch gewählt
wer den (können). Nach unseren
statistischen Erhebungen absol -
vie ren, ausgehend von den
Durch schnittswerten für das 1., 3.
und 5.Semester (= 168 ÷ 3, siehe

Tabelle unten) nur 56 Studierende
pro Jahr ein Studium für der Stu -
dien richtung Wirtschaftslehre-
und Politiklehrer. In dieser Rech -
nung sind keine Studienab breche -
r/in nen berücksichtigt. Selbst
wenn alle, die ein Studium für die
Stu dienrichtung Wirtschaftslehre-
und Politiklehrer absolvieren, in
das Referendariat mit den Unter -
richtsfächern WL/Politik bzw.
Po litik für das Lehramt Berufs -
kolleg in Nordrhein Westfalen
einmünden würden, können nicht
alle im Stellenplan ausgewie se -
nen Stellen fachgerecht besetzt
wer den. Nur 6,3 % der Referen -
da re in Nordrhein Westfalen ha -
ben diese Fachrichtung, aber ge -
mäß den NRW-Lehrplänen de -
cken die beiden Fächer Wirt -
schafts lehre und Politik circa
10% des Unterrichtsstunden um -
fangs am Berufskolleg ab.

Es ist bekannt, dass vielfach
Lehrkräfte an Berufskollegs für
das Unterrichtsfach „Politik“ ein-
gestellt werden, die über die Qua -
lifikation für das Lehramt an
Gym nasien und Gesamtschulen
ver fügen. Grundsätzlich begrü -
ßen wir die Bemühungen, dass
über diesen Weg Lehrkräfte mit

Berichte

Nordrhein-Westfalen
einer fachlichen und fachdidakti-
schen Qualifikation eingestellt
werden. Diese sind aber mit der
berufsschulspezifischen Lern feld -
didaktik nicht vertraut. Fortbil -
dungsangebote für Lehrkräfte mit
diesem Ausbildungsprofil werden
kaum unterbreitet. Es besteht
auch nicht die Möglichkeit, dass
Studierende des Lehramtes Gym -
nasium/Gesamtschule ihr Refe -
ren dariat an Zentren für schul -
prak tische Studien für Berufs -
schulen absolvieren können. 

Der Anteil des nicht „fachge-
recht“ erteilten Unterrichts liegt
nach unseren Recherchen trotz
der oben skizzierten Maßnahme
an manchen Berufskollegs den -
noch bei bis zu 80 Prozent. 

Angesichts der sozioökonomi-
schen Zusammensetzung der
Schülerschaft (hoher Anteil von
Lernenden aus „politikdistanzier-
ten“ Familien, hoher Anteil von
Schülerinnen und Schülern mit
familiären Migrationshin ter -
grund) und des empirisch in der
der politischen Sozialisations for -
schung gut belegten Bedürfnisses
der Schülerinnen und Schüler
nach gesellschaftlichem Orientie -
rungswissen in der beruflichen
Ein gangsphase, wird gerade den
Schülern und Schülerinnen an
Be rufsschulen ein fachgerechter
Unterricht verwehrt, die am drin-
gendsten auf ihn angewiesen
sind. 

Empfehlung der Tenorth-
Kommission 

Mit Besorgnis nehmen wir daher
zu Kenntnis, dass im Gutachten
der Tenorth-Kommission (Studie
einer ministeriell beauftragten
Expertenkommission zur Lehr -
kräfteversorgung an Berufs kol -
legs unter Leitung des emeritier-
ten Erziehungswissenschaftlers
Prof. Dr. Dr. h.c. Heinz-Elmar
Tenorth) empfohlen wird, in Zu -
kunft das Studium für das Lehr -
amt an Berufsschulen nur noch in
Kombination mit einem beruf li -
chen Unterrichtsfach zuzulassen.
Der allgemeinbildende Bereich
würde durch dies Maßnahme
weiter zurückgedrängt und damit
die erfolgreiche Kultur des deut-
schen Berufsschulsystems, das
eine Integration und Ver schrän -
kung von allgemein- und berufs-
bildenden Lernen beinhaltet, sub-
stanziell geschwächt. 

Die DVPB NW hat sich in
zwei Schreiben an das Schul mi -
nisterium gewandt und auch das
Wissenschaftsministerium ange-
schrieben. Von Seiten der Gruppe
„Lehrerbildung“ im MSW wird
die Einschätzung der DVPB NW
gestützt.

Sven Brehmer, Rainer Schiffers,
Prof. Dr. Bettina Zurstrassen

(Fachgruppe Berufskolleg der
DVPB Nordrhein-Westfalen e.V.)

Universität
Wirtschaftslehre/Politik

Politik
(geht nur gemeinsam mit LA
Wirtschaftswissenschaften=)

BA Lehramt 1. Semester 3. Semester 5. Semester ∑ Semester 1. Semester 3. Semester 5. Semester ∑ Semester

RWTH Aachen 5 5 0 10 12 11 8 31

Universität zu Köln – – – – 20 6 2 28

West. Wilhelms-
Univ. Münster
Plus 22 Studierende
im MEd

10 7 5 44 – – – –

Universität Siegen 21 24 10 55 – – – –

Bergische Univ.
Wuppertal
Plus 20 Studierende
im MEd

7 7 8 40 – – – –

Gesamt WL/WPolitik 43 43 23

Plus Gesamt
„Politik“ 32 17 10

∑ WL/Politik &
Politik 75 60 33

Tabellarische Übersicht: Studierende der Studiengänge Wirtschaftslehre/Politik
und Politik in NRW für das Berufskolleg im Wintersemester 2013/14.
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Einschränkungen machen das
Lehramtsstudium im Fach Sozial -
kunde unattraktiv, da fächerüber-
greifende Synergieeffekte verhin-
dert werden. Dies ist einer enga-
gierten, motivierten und wissen-
schaftlich fundierten Ausbildung
angehender Sozialkunde lehre -
rinnen und -lehrer nicht dienlich. 

Als Interessenvertretung der
Politischen Bildung im Bundes -
land hat sich der Landesverband
daher in einer öffentlichen Stel -
lungnahme entschieden gegen
diese Pläne ausgesprochen.

Kritisiert wurde, dass die ge -
planten Kombinationsvor schrif -
ten die ohnehin prekäre Situation
der schulisch vermittelten Poli ti -
schen Bildung in Thüringen wei-
ter verschärfen. Dabei wurde dar-
auf hingewiesen, dass eine ent -
sprechende Bildungspolitik in
eklatantem Widerspruch zur För -
derung der bürgerlicher Mündig -
keit steht, wie sie durch Artikel
22 der Thüringer Verfassung prä -
skribiert wird.

Der Landesvorstand

Landesverband bezieht
Stellung zu geplanten
Veränderungen der
FachlehrerInnenausbildung

Dem Landesverband der Deut -
schen Vereinigung für Politische
Bildung Thüringen liegt ein Pa -
pier zur „Fächerkombination in
der zukünftigen Lehreraus bil -
dung in Thüringen“ vor, das auch
die Lehramtsausbildung im Fach
Sozialkunde betrifft. Hierin wird
u.a. angestrebt, die Doppelfach -
ausbildung für Studierende im
gesellschaftswissenschaftlichen
Bereich umfassend einzuschrän-
ken. Insbesondere komplementä-
re Fächerkombinationen zur So -
zial kunde (u.a. Geschichte, Wirt -
schaft/Recht, Geografie, Ethik/
Philosophie an Gymnasien und
Geschichte, Geografie, Ethik/
Philosophie an Regelschulen)
wären demnach ausgeschlossen. 

Zu befürchten ist, dass die ge-
planten Kombinationsverbote zu
Lasten der Ausbildung von Fach -
lehrerinnen und Fachlehrern in
Thüringen gehen: Die geplanten

Thüringen
Feierliche Verleihung des
Abiturpreises

Am 8. Juli 2014 verlieh der Lan -
des verband Thüringen im Thürin -
ger Landtag den diesjährigen
Abi turpreis. Mit diesem Preis
werden herausragende Leistun -
gen im gesellschaftswissenschaft-
lichen Bereich des Gymnasiums
und ein besonderes ehrenamt li -
ches Engagement der Abiturien -
ten gewürdigt. In diesem Jahr
entschied sich die Jury für zwei
Bewerbungen. Den ersten Preis
erhielt Jörg Andreas Müller vom
Albert-Schweitzer-Gymnasium
aus Ruhla, den zweiten Preis be-
kamen Patricia Kruse und Mattea
Cordier von der Bergschule St.
Elisabeth in Heiligenstadt.

Zur feierlichen Verleihung
hat  ten sich neben dem DVPB-
Vor stand aus Thüringen die
Land tagspräsidentin Birgit Die -
zel, der Direktor des Thürin ger
Instituts für Lehrerfortbildung
(ThILLM) Dr. Andreas Jantowski
sowie der Präsident der Thüringer
Landeszentrale für politische
Bildung Franz-Josef Schlichting
eingefunden. Alle würdigten in
kurzen Ansprachen die Leistun -
gen der Preisträger und stellten
die große Bedeutung ihres Enga -
gements für die Gesellschaft her-
aus. 

Prof. Dr. Michael May vom
Landesvorstand der DVPB Thü -
ringen verlas folgende Lauda -
tiones: 

„Der erste Preisträger Jörg
Andreas Müller ist musikalisch
aktiv und war bereits Preis -
träger verschiedener regiona-
ler Musikwettbewerbe. In der
Schule überzeugte er sowohl
mit Sachwissen und kommuni-
kativer Kompetenz als auch
durch weitergehendes Enga -
gement. So setzte er sich maß-
geblich für die SMV, die
Junior wahl und die Schüler -
sprecherwahl ein und leistet

einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklung demokratischer
Schulkultur. Zudem initiierte
er ausgehend von Schüler -
wünschen eine Podiums dis -
kussion zum Thema ,Gegen
rechte Gewalt‘. Seine Seminar -
facharbeit über die „Die
Piraten-Partei – Einfacher
Hype oder echte politische
Alternative?“ überzeugte sei-
ne Lehrerin und die Jury
sowohl inhaltlich als auch
strukturell.“

„Auch die zweiten Preisträ ge -
rinnen Patricia Kruse und
Mattea Cordier überzeugten
die Jury. Die Schülerinnen en -
ga gieren sich in Kirch gemein -
de und Jugendparlament. Im
Jugendparlament trugen sie
zum Gelingen von Projekten
wie einem Sommerkino oder
verschiedener Benefiz-Abende
bei und setzten sich für die
Interessen der Jugendlichen in
ihrer Stadt ein. Von beson de -
rem politischem Interesse im
Bereich der sozialen Gerech -
tig keit zeugt die Seminar fach -
arbeit, die die beiden Schü le -
rinnen zusammen anfertigten.
Unter dem Titel „Fairer Handel
bewegt – Was?!“ beschäf tig -
ten sie sich beeindruckend
tief gründig mit interna tio na -
len Handelsbeziehungen in ei-
ner globalisierten Welt. Sie un-
tersuchten Entwicklung, Um -
setzung, Zertifizierungs ver -
fahren und Organisation des
Fairen Handels.“ 

Im Beisein von Eltern, Lehrern,
Schülern und einigen Abgeor -
dneten des Landtags überreichte
Frau Diezel die Buch- und Sach -
preise, die neben der einjährigen
kostenlosen Mitgliedschaft
ausgelobt worden waren.

Anselm Cypionka, 
Prof. Dr. Michael May

(Landesvorstand)

Verleihung des Abiturpreises der DVPB Thüringen; 
von links nach rechts: Birgit Diezel (Landtagspräsidentin), 
Mattea Cordier (Preisträgerin), Patricia Kruse (Preisträgerin), 
Jörg Andreas Müller (Preisträger), Franz-Jörg Schlichting (Leiter
der Landeszentrale für Politische Bildung) 

Foto: Landesverband Thüringen
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Brandenburg

Bildungspolitik im Fokus:
Plenumsdiskussion an der
Universität Potsdam

Am 14. September wurde in
Bran denburg ein neuer Landtag
ge wählt. Aus diesem Anlass tra -
fen sich die bildungspolitischen
Spre cherInnen der Landtags frak -
tionen am 03. Juni zu einer Po -
diums dis kussion an der Univer si -
tät Posts dam. Organisiert wurde
die Veran staltung von Dr. Rose -
marie Nau mann, akademische
Mitarbeiterin am Lehrstuhl Po -
litische Bildung und Mitglied des
Landes verban des Brandenburg
der DVPB, so wie von Lehramts -
studentInnen des Faches Poli ti -
sche Bildung. The men waren die
Umsetzung der Inklusion sowie
der Lehrermangel in Branden -
burg. 

Das Thema Inklusion sorgte
für großen Diskussionsstoff. So

kritisierten die Vertreter der Op -
posi tion, Marie Luise von Halem
(GRÜNE) und Andreas Büttner
(FDP), die Umsetzung des Pilot -
projekts, insbesondere die Be -
gren zung der Pilotschulen auf
den Grundschulbereich. Zudem
plä dierte die Opposition für mul-
tiprofessionelle Teams und eine
bessere Lernmittelausstattung an
den Schulen.

Büttner kritisierte die Pilot -
schu len als „Versuchslabore“, in
denen Inklusion an Kindern als
„Ver suchskaninchen“ getestet
werde.

Thomas Günther (SPD) ent -
gegnete wiederholt, dass Inklu -
sion nur kleinschrittig ange gan -
gen werden könne. Nach der
Etab lierung des Pilotprojektes
würde in der nächsten Legis la tur -
periode die Personalausstattung
durch die Einstellung weiterer
400 Lehrer verbessert und die

Ausweitung des Projekts auf die
Sekundarstufe I folgen.

Unklar blieb die Position der
durch Peer Jürgens vertretenen
LINKE. Obwohl die LINKE als
Koalitionspartner die Umsetzung
der Pilotschulen mit der SPD be-
schlossen hatte, grenzte sich Jür -
gens durch die Herausstellung
des Konzepts der Ge meinschafts -
schule und den Gedanken der
Inklusion in allen Lebens be rei -
chen explizit von der SPD ab.

Von Halem (GRÜNE) warf
daher der LINKEN vor, sich von
der SPD in Bildungsfragen „un -
terbuttern zu lassen“.

Neben der Neubesetzung der
3.600 durch Renteneintritt frei
werdenden Stellen plant die SPD
angesichts der Inklusion die Neu -
ein stellung von 400 weiteren
Lehr kräften. Büttner (FDP) for -
derte 1.500 zusätzliche Lehr -
kräfte. Jürgens (LINKE) pro ble -
matisierte die personelle Aus stat -
tung in Pri marstufe und Sekun -
darstufe I. Diese leiden ange -
sichts der niedrigeren Bezahlung
trotz hoher Be lastung an einem
Attraktivi täts problem. Von Halem

(GRÜNE) kritisierte, dass trotz
einer Ver längerung des Studiums
für das Grundschullehramt keine
An glei chung der Gehälter vorge-
nommen wurde und der finan -
ziel len Un gleich behandlung so
jede Be rech tigung fehle. Wäh -
rend Günter eine Senkung der
Wo chenstundenzahl von Grund -
schullehrerInnen um eine Stunde
anregte, forderte Jür gens, die At -
traktivität dieser Schul form nicht
nur durch finan zielle Anreize,
son dern auch durch die Angebote
der Schulen zu steigern. Dies
wurde von der Oppo si tion auch
als Konzept gegen den Leh rer -
man gel im ländlichen Raum
postuliert.

Die Umsetzung der Positionen
nach der Wahl bleibt abzuwarten.
Es ist allerdings davon ausgehen,
dass die Themen Inklusion und
Lehrermangel noch lange für bil-
dungspolitischen Gesprächsstoff
in Brandenburg sorgen werden.

Robert Harms, Lea Schrenk,
Nora Yehia (Lehramtsstudierende

an der Universität Potsdam)

Bericht zum diesjährigen
Tag der Politikwissenschaft 

Einer langen Tradition folgend,
richtete das Institut für Politik -
wis sen schaft der Friedrich-Schil -
ler-Universität Jena Anfang Juni
den Tag der Politikwissenschaft
aus. Er stand dieses Mal unter
dem Schwerpunkt Wahlen.

In Kooperation mit dem Thü -
ringer Institut für Lehrerfort bil -
dung, Lehrplanentwicklung und
Medien (ThILLM), der Landes -
zentrale für Politische Bildung
und dem Landesverband der
DVPB Thüringen veranstaltete
die Professur Didaktik der Politik
am Vormittag des 05. Juni das
politik didaktische Symposium –
eine Ver anstaltung, die besonders
auf die Verknüpfung politik di -
dak ti scher Theorie mit Unter -
richts pra xis zielt und auf große
Resonanz stieß. Zunächst refe -
rierte Prof. Dr. Joachim Detjen
(ehemals KU-Eich stätt-Ingol -
stadt) zu Wahl rechts grundsätzen

und Repräsen ta tionsprinzip. Der
Vortragende grenzte eine eindi -
mensionale auf Vermittlung fini-
ten Wissens über beide Gegen -
stände zielende Insti tu tionen kun -
de vom Sinnverstehen dieser
Prin zipien ab. Er zeigte, dass sich
letzteres am Beispiel Klassen -
spre cherwahl alltagsnah durch
Veranschaulichen und Hin ter fra -
gen demokratischer Kon zep te,
wie Gleichheit der Stimmen, um-
setzen lasse. In einem der fol -
genden Workshops stellte Jana
Wil kens (Kumulus e.V. Berlin)
die Juniorwahl vor, welche die
Simu lation eines Wahlakts in Ver -
bin dung mit unterrichtlicher Vor-
und Nachbereitung beinhaltet. Im
Anschluss tauschten sich die An -
wesenden über Fragen zur
Durch führung und eigene Er fah -
rungen mit dem Projekt aus. Im
parallel stattfindenden Workshop
erarbeiteten Anselm Cypionka
und Toralf Schenk (beide Stu -
dien seminar Gera und DVPB
Landesvorstand), ausgehend von

besorgniserregenden Ergebnissen
der politischen Kultur- und Wahl -
forschung hin sichtlich politischen
Interesses und Wahlbeteiligung,
mit den Teilnehmern Möglich kei -
ten, De mokratielernen in Schule
und Unterricht zu verwirklichen.

Am Nachmittag sprach Dr.
habil. Karsten Grabow (FSU
Jena) zu den Folgen der
Entschei dung des BVerfG, die
Sperr klau sel bei Europawahlen
als verfassungs widrig zu
erklären. Der Abend des Tages
der Politik wis senschaft galt den
Absolventen aus dem
vergangenen Jahr. Nach dem
Grußwort von Prof Dr. Klaus
Dicke (Rektor der FSU), dem
Rückblick des Ab solventen
Raphael Kruse auf das Studium
und dem Bericht des Alumnus
Martin Debes über Ka r riere mög -
lichkeiten für Politikwis sen -
schaft ler, stand der Höhepunkt
des Tages an. Dr. Mario Vogt
(Vorsitzender des Instituts för der -
vereins) verlieh die Examens -

preise an 17 Absolventen für de -
ren hervorragenden Abschluss -
arbeiten und zeichnete eine Dis -
sertation aus. Vor allem zu Ehren
der Preisträger sprach Wilfried
Lemke (Senator a. D.) in einer
eindrucksvollen Festrede zu sei -
nen Aufgaben und Prioritäten als
Sonderberater des UN-General -
sekretärs für Sport im Dienst von
Entwicklung und Frieden. Der
anschließende Empfang, auf dem
die Absolventen Urkunden zum
erfolgreichen Abschluss des Stu -
diums erhielten, rundete den Tag
ab.

Benjamin Moritz, Dennis
Hauk (Mitglieder im erweiterten

Landesvorstand)

Thüringen
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 Politische Sozialisation –
international

Abendschön, Simone (Hrsg.):
Growing into politics:
contexts and timing of politi-
cal socialisation. Colchester:
European Consortium for
Political Research (ECPR)
Press. Essex UK 2013, 280 S.,
45.50 Euro

Die Frage, wie, wann und unter
wel chen Bedingungen sich He -
ran wachsende politikbezogenes
Wissen, Fähigkeiten, Einstel lun -
gen und Werte aneignen, steht im
Mittelpunkt des Bandes „Grow -
ing into politics: contexts and
timing of political socialisation“
von Simone Abendschön (Hrsg.),
ihres Zeichens Assistant Professor
an der Goethe Universität Frank -
furt. Vor dem Hintergrund gesell-
schaftlicher und politischer Ver -
änderungsprozesse wie sinkender
Wahlbeteiligung und rückläufi -
gem Politikinteresse gewinnen
die se Fragen, welche die politi -
sche Sozialisationsfor schung ins-
besondere seit den 1960er Jahren
stellt, an Bedeutung. Eine vieldis-
kutierte Maßnahme gegenüber
sin  kender Wahlbeteilung ist aktu-
ell die Absenkung des Wahlalters.
Während beispielsweise in Groß -
britannien und Dänemark seit
Jahren intensiv darüber debattiert
wird, haben andere Staaten wie
Deutschland und Norwegen be -
reits erste Erfahrungen mit Wahl -
alter 16 auf kommunaler Ebene
gesammelt. Das schottische Un -
abhängigkeitsreferendum richtet

sich auch bereits an 16-Jährige,
während Österreich seit 2007
nach wie vor das einzige Land in
Europa bleibt, in dem eine allge -
meine Wahlaltersenkung bereits
Wirklichkeit ist. Mit einer mögli-
chen Wahlaltersenkung ergeben
sich neue Herausforderungen für
die politische Bildung, welche
Jugendliche nicht zuletzt auf den
ersten Wahlentscheid vorbereiten
soll. 

Eine Reihe von Autor/innen
gehen in Abenschöns Band analog
dazu der Frage nach, welche Rol -
le die Schule als Agentin politi -
scher Sozialisation spielt. Zum
anderen wird die Familie, welche
traditionell als zweiter Haupt kon -
text für den Erwerb politischer
Ein stellungen gilt, in den Mittel -
punkt des Forschungsinteresses
gestellt. Darüber hinaus werden
auch neuere Agenten und Kon -
texte politischer Sozialisation wie
das Internet (Carol Galais) und
Migrationserfahrungen (Ruxandra
Paul) auf ihre Wirkung unter -
sucht. 

Der Beitrag von Steve
Schwar zer und Eva Zeglovits
setzt sich mit der Frage auseinan-
der, wie sehr österreichische Erst -
wähler/innen in der Schule auf
ihren ersten Wahlentscheid vorbe-
reitet wurden. Der Großteil der
befragten Schüler/innen berichtet
demnach davon, dass in der Schu -
le Aktivitäten zur Vorbereitung
auf Wahlen gesetzt wurden, wenn
auch deutliche Unterschiede zwi-
schen höheren Schulen und Be -
rufsschulen – letztere werden in
Österreich von Lehrlingen be -
sucht – bestehen.

Bernard Fournier hat in Bel -
gien Schülerdebatten zum Thema
„Wählen mit 16“ untersucht. Er -
forscht wurde, welche Arten von
Argumenten junge Menschen bil-
den und wie sich Meinungen durch
die Methode des politischen Dis -
kurses ändern können. Four nier
berichtet davon, dass der Groß teil
der belgischen Schüle r/innen einer
Wahlaltersenkung allerdings nega-
tiv gegenübersteht, was jedoch
überwiegend mit der belgischen
Wahlpflicht begründet wird.

Jugendliches bzw. kindliches
Politikinteresse wird in den Bei -
trägen von Gema M. Garcia-
Albacete und Lena Haug beleuch-
tet. Erstere stellt die Frage, wie
sehr schulischer Politikunterricht
das Interesse an Politik fördern

kann und liefert dazu Einsichten
über positive aber auch negative
Effekte. Letztere nutzt Kinder -
zeichnungen als Quelle für das
Studium frühkindlicher politi -
scher Sozialisation und fördert da-
bei bemerkenswerte Erkenntnisse
zu Tage. Ein stattlicher Teil der
untersuchten Kinderzeichnungen
enthielt in der Tat Bezüge zu poli-
tischen Inhalten, was von der Au -
torin als Beweis dafür angeführt
wird, dass bereits in der frühen
Kindheit ein gewisses Interesse an
politischen Themen vorhanden
ist. Beachtenswert erscheint, dass
der immer wieder konstatierte
Gen der-Gap in Bezug auf Politik -
interesse sich schon am Beispiel
von Kinderzeichnungen zeigt:
Von den Zeichnungen, die politi-
sche Themen beinhalten, stammte
nur ein Viertel von Mädchen.

Die Annahme, dass politische
Orientierungen nicht von heute auf
morgen mit Eintritt in die Pu bertät
entstehen, sondern bereits im Kin -
desalter in Form von (prä-)poli ti -
schen Einstellungen vorhanden
sind, bildet auch den Aus gangs -
punkt für das Projekt „Learn ing to
Live Democracy“, von dem
Simone Abendschöns Beitrag
berichtet. Abendschön spürt dabei
der innerfamiliären Transmission
von Werten nach und zeigt, dass
politische Werte bereits bei Sechs-
bis Achtjäh ri gen in latenten Struk -
turen existieren.

Die Familie erweist sich auch
Piergiorgio Corbetta, Dario
Tuorto und Nicoletta Cavazza zu
Folge als überaus bedeutsame
Agentin politischer Sozialisation.
Die genannten Forscher/innen ha-
ben einen italienischen Datensatz
von Samuel Barnes und Max
Kaase von 1975 mit einer selbst
durchgeführten Umfrage von
2010 verglichen und dabei deutli-
che Übereinstimmungen zwischen
den politischen Orientierungen
von Eltern und Kindern festge -
stellt. Beachtenswert ist, dass
1975 politisches Protestverhalten
von politisch links denkenden
Kindern gegenüber rechts den -
ken den Eltern zu beobachten war,
während sich für 2010 genau das
umgekehrte Bild ergibt: Protest
zeigt sich am Beispiel rechter
Orien tierungen der Kinder gegen -
über linker Orientierungen der El -
terngeneration.

Der Beitrag von Alexandre
Blanc hingegen beschreibt die
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Rezensionen
Neue Literatur – kurz vorgestellt 
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Dar stellungsweise der Europäi -
schen Union in französischen,
eng lischen, deutschen und kata -
lanischen Schulbüchern. Dabei
zeigt der Autor, dass die Ge -
schichts bücher der Mitglieds -
staaten divergierende Visionen
zur EU beinhalten.

„Growing into politics: con -
texts and timing of political socia-
lisation“ ist insgesamt ein lesens-
wertes Buch, welches durch die
kompakte Ansammlung aktueller
europäischer Forschungs ergeb -
nisse zur politischen Sozialisa -
tionsforschung zu überzeugen
weiß. Die einzelnen Kapitel lesen
sich zügig und bieten einen guten
Einstieg in die Gesamtthematik.
Folglich werden die zentralen
Fragen des Fachgebietes und des-
sen Schlüsselwerke im Überblick
dargestellt. Indem der Band viel-
fältige Ansätze, quantitative
Designs wie auch Fallstudien ab-
deckt, liefert er ein Zeugnis dafür,
dass vielerorts in Europa aktiv da-
nach gestrebt wird, das Rätsel
über den Einfluss der Agenten
und Kontexte sowie der zeitlichen
Aspekte politischer Sozialisation
zu entziffern.

Andererseits stellt die hier ge-
nannte Stärke auch die Schwäche
des an Seitenzahl überschaubaren
Bandes dar. „Growing into poli -
tics“ wirkt leider etwas nach Be -
lieben zusammengestellt, da es
der Herausgeberin nicht gelingt,
die innovativen Aspekte und die
Essenz der einzelnen Beiträge in
ein gemeinsames Fazit überzu -
führen. Die Conclusio, die übli -
cher weise am Schluss eines Sam -
melbandes erfolgt, bleibt in die -
sem Fall aus, die im Titel vorhan-
dene thematische Klammer wird
nicht geschlossen.

Dieser Kritikpunkt soll aller -
dings keineswegs die Leistungen
der einzelnen Autor/innen schmä -
lern, welche einige Ansätze lie -
fern, wie neue Perspektiven für
die politische Sozialisations for -
schung gewonnen werden kön -
nen. Ansätze dieser Art sollen
auch befruchtend auf die Politi -
sche Bildung wirken, wenn es
gilt, Herausforderungen wie die
Vorbereitung der Erstwähler/in -
nen erfolgreich zu bewältigen.

Thomas Stornig

Über 60 Jahre
Bundeszentrale 

Wolfgang Sander/Peter
Steinbach (Hrsg.): Politische
Bildung in Deutschland.
Profile, Personen,
Institutionen. (Schriftenreihe
Band 1449) Bonn:
Bundeszentrale für politische
Bildung 2014, 262 Seiten;
4,50 Euro

Auf Initiative des Wissen schaft -
lichen Beirates der Bundes zen trale
für politische Bildung soll mit die-
sem Band an zwei markante
Zeitpunkten aus der Geschichte
bundesweiter politischer Bildung
erinnert werden: Vor mehr als 60
Jahren (am 25.11.1952) wurde die
(zunächst altväterlich so bezeich -
nete) „Bundeszentrale für Hei mat -
dienst“ gegründet und dann 1963,
vor über 50 Jahren, in „Bundes -
zentrale für politische Bildung“
umbenannt. Entstanden ist aus die-
ser Anregung keine klas sische
Festschrift, sondern ein abwechs -
lungsreiches Lesebuch mit aktuel-
len Beiträgen zum Zu sammenhang
zwischen zeitge schichtlicher Ent -
wicklung und politischer Bildung
in Deutsch land nach 1945. 

Die beiden Herausgeber ste hen
für diese Verbindung von Zeitge -
schichte und Fachbildung: Prof.
Wolfgang Sander von der Univer -
sität Gießen als Hoch schul lehrer
für die Didaktik der Sozialwis sen -
schaften und der emeritierte Histo -
riker Prof. Peter Steinbach, der ge-
genwärtig die Gedenkstätte Deut -
scher Wider stand in Berlin leitet.
Unter den über 20 Autoren finden
sich aber dann keine weiteren His -
toriker oder Politikwissenschaftler,
die sich mit der politischen Kultur
und Geschichte Deutschlands in
West und Ost fachwissenschaft lich
beschäftigen, sondern ganz über -
wiegend Politikdidaktiker/innen
aus den Hochschulen und ver ant -
wortliche Leiter/innen von Ein -
rich tungen der praktischen politi -
schen Bildung. Es spricht für das
gute Verhältnis der staatlichen
Bun deszentrale zur wissenschaftli-
chen Fachdidaktik und pädago gi -
schen Fachpraxis, wenn sie die
Darstellung und Deutung ihrer
Geschichte diesen Kooperanden
überlässt. Vermieden worden ist
auf diese Weise auch eine staats -
tragende Selbstdarstellung in
recht  fertigender Absicht, aber an -
derseits ist doch nicht eine kriti -
sche Problemanalyse entstanden,
die die fortbestehenden Defizite
und Mängel im System politischer
Bildung ins Zentrum rückt.

Ausgangspunkt des Bandes ist
die Prämisse, dass eine vielfältige

politische Bildung „für demokra-
tische Gemeinwesen ein unab -
ding bares Konstituens ist“ (so
seinerzeit Kurt Gerhard Fischer).
„Dass es gelungen ist, eine solche
politische Bildung zu etablieren,
gehört zu den Erfolgen der zwei-
ten deutschen Demokratie. Die
Bundeszentrale für politische Bil -
dung hat daran einen nicht zu un-
terschätzenden Anteil.“ (S. 10)

Die dreißig Beiträge verteilen
sich auf fünf Teile: I. Historische
Grundlagen, II. Schulische politi-
sche Bildung, III. Außerschu li -
sche politische Bildung, IV. Poli -
tische Bildung in der DDR und V.
Herausforderungen und Perspek -
tiven. Die beiden Herausgeber
rahmen das Themenspektrum, in-
dem Steinbach zu Beginn die ge-
schichtlichen Voraussetzungen
politischer Bildung instruktiv bis
in ihre langfristigen demokratie -
theoretischen Begründungen aus-
leuchtet und Sander zum Ab -
schluss ihre Zukunftsaufgaben
und Entwicklungsnotwendigkei -
ten plastisch umreißt. 

Es stellt eine Stärke des Ban des
dar, dass wichtige Etappen politi -
scher Bildung an zentralen Kontro -
versen lebendig gemacht werden.
Al ler dings ist der Band durch eine
gewisse Kon zentration auf Bil -
dungs kon zepte und ihre gesell -
schaftlichen wie politischen Kon -
textbe din gungen gekennzeichnet.
Wer an Daten und Fakten zu Ent -
wicklung und Stand der po li ti -
schen Bildung interessiert ist,
wird hier nicht fündig. Er muss
weiterhin auf den „Monitor politi-
sche Bildung“ von Dirk Lange
(Schwalbach/Ts. 2010) und die
hilfreiche Zusam men stellung
„Erfolgreich.Poli tisch.Bilden“
von Andreas Kalina (herausgege-
ben von der Konrad-Adenauer-
Stiftung, 2. Auflage, St. Augustin
und Berlin 2014) zu rückgreifen.

Man könnte noch eine Reihe
weiterer Vorteile des hier vorzu -
stellenden Bandes hervorheben. So
etwa den Mut zur Personali sie rung
von Theorie, die den ver schiedene
Ansätzen und Rich tun gen in 12
Kurporträts wahrhaft ein Gesicht
gibt. Oder die hervorragenden
Experten, die für die Darstellung
der außerschulischen Institutionen
gewonnen worden sind (Schiele,
Hufer, Beer, Went zel, Länge, Pie -
pen schneider und Ciupke). Wirk -
lich in Erinnerung bleiben dem
Leser die markanten State ments,
die die beiden He raus geber zu Be -
ginn und am En de formulieren.
Steinbach arbeitet ein tragfähiges
Verständnis politischer Bil dung in
der Demokratie als kom muni ka -
tive Austragung von Wert konflik -
ten heraus, die nicht not wendig im

Konsens mün den müssen, sondern
letzten Endes auch als nicht aufzu -
lösende Gegensätze bestehen blei-
ben dürfen (S. 23). 

In seinem Ausblick auf Zu -
kunftsaufgaben hebt Sander ne -
ben anderen Schwerpunkten die
Entwicklung von Weltbürger -
schaft als erforderliche Leitidee
hervor und zitiert zustimmend
Schiller: „Man ist ebenso gut
Zeitbürger, als man Weltbürger,
Staatsbürger, Hausvater ist.“
(Über die ästhetische Erziehung
des Menschen, 1793) „In diesem
durchaus klassischen Sinne Iden -
titätsangebote als Weltbürger zu
unterbreiten und diese auf ihre
Voraussetzungen und Implika tion -
en hin zu reflektieren, ist im 21.
Jahrhundert nach der langen Do -
minanz nationalkultureller Bür -
gerschaftsverständnisse tat säch -
lich (wieder) eine Aufgabe politi-
scher Bildung.“ (S. 262)

Auch vor diesem Hintergrund
hätte man sich doch einen ande -
ren Titel für das Werk gewünscht.
„Politische Bildung in Deutsch -
land“ hieß schon die noch immer
unersetzliche historische Darstel -
lung und Quellensammlung von
H.-W. Kuhn/P. Massing/W. Skuhr
(1. Auflage 1989, 2. Auflage
1993). Die Lektüre des hier ange-
zeigten, gut ausgestatteten, reich-
lich Literaturnachweise bietenden
und leicht lesbaren Buches ist
wahrlich nicht rückwärts ge wan -
dete Selbstbespiegelung sondern
anregend und empfehlenswert.

vO

Politische Berufsbildung –
vergleichend

Otto Wucherer (Hrsg.):
Politische Bildung an berufs-
bildenden Schulen.
Deutschland – Österreich –
Schweiz (Wiener Beiträge zur
politischen Bildung 3).
Schwalbach/Ts.:
Wochenschau Verlag 2014,
144 Seiten. 14,80 Euro

Der von dem Kärntener Berufs pä -
dagogen Otto Wucherer herausge-
gebene Sammelband geht in kom-
parativer Absicht der Frage nach:
„Was verbindet und unterscheidet
die politische Bil dung im Berufs -
schulalltag in Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz?“ (Klap -
pen text) Einen Überblick zur
deut schen Situation gibt der Bei -
trag von Prof. Eber hard Jung von
der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe. Er plädiert für eine
Arbeitnehmerorientierung des
Politikunterrichts und äußert sich
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skeptisch zum Lernfeldansatz der
KMK, der vorsieht, die Bil dungs -
gänge des dualen Systems fächer -
übergreifend nach beruf lichen
Hand lungsfeldern zu struktu rie -
ren. Stattdessen votiert Jung für
eine fachlich eigenständige poli -
tisch-ökonomische Bildung (S.
28/29). Der Leser hätte sich an
dieser Stelle mindestens Hinweise
zur alternativen Konzeption einer
politischen Bildung im Rahmen
der Berufsbildung gewünscht, die
sich konstruktiv auf die Lern feld -
didaktik einlässt, wie sie Bettina
Zurstrassen jüngst ganz praxisbe-
zogen und konkret bei der Bun -
des  zentrale für politische Bildung
vorgelegt hat (Auch das Beruf -
liche ist politisch. Neun Bausteine
für den lernfeldorientierten Unter -
richt. Bonn 2012).

Friedrich Ohl und Otto Wu -
che rer charakterisieren die Lage
in Österreich im Sinne einer De fi -
zitanzeige. Die fachliche Politi -
sche Bildung sei außer in der Teil -
zeitberufsschule zumeist nur ein
„Anhängsel an andere Gegen stän -
de“ (Geschichte, Recht) (S. 88).
Ein besonderes Manko stelle das
Fehlen einer politikdidaktisch
fun dierten Fachlehrerausbildung
dar. Auch deshalb sieht Wucherer
– wie Jung für Deutschland – die
Gefahr einer peripheren Stellung
und eines „scheinplakativen Da -
seins“ (S. 79) der politischen Bil -
dung an diesen Schulformen.

Ganz heftig fällt die Kritik des
Fachdidaktikers Claudio Caduff
von der Pädagogischen Hoch -
schule Zürich für die Schweiz
aus. Er sieht nur eine absolute
Nebenrolle der politischen Bil -
dung im sogenannten „Allge -
mein  bildenden Unterricht (ABU)“
beruflicher Bildungsgänge. Der

Politik sei neben dem Lernbereich
Sprache nur einer von 8 Sach as -
pekten des Lernbereichs Gesell -
schaft gewidmet. Vor dem Hinter -
grund einer undefinierten be -
reichs didaktischen Lehrer aus bil -
dung für den ABU (einjähriges
Aufbaustudium) und eines Lehr -
plans, den der Autor als reform -
pädagogisches „Wolken kuckucks -
heim“ ohne Fachlichkeit (S. 131)
kennzeichnet, erhebt er den Vor -
wurf einer „erwünschten Wir -
kungs losigkeit“ (S. 138) politi -
scher Bildung für Schüler/innen
beruflicher Schulen.

Zwar ist der vergleichende An -
spruch in diesem Sammelband
noch nicht erfüllt und erklär ter -
maßen sei es bislang „nahezu un-
möglich, eine einheitliche Struk -
tur“ (S. 6) für die Länderdarstel -
lungen zu finden, aber eine An -
fang ist auf jeden Fall mit diesem
Buch gemacht. 
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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung für Politische Bildung
Herausgegeben von der Deutschen Vereinigung für Politische 
Bildung durch den Bundesvorsitzenden Prof. Dr. Dirk Lange
(www.dvpb.de) 
18. Jahrgang 2014

Leitende Redakteurin
Dr. Martina Tschirner
Igelstück 5a
36100 Petersberg
Tel.: 0661 9621133

Verlag
Wochenschau Verlag
Dr. Kurt Debus GmbH
Adolf-Damaschke-Straße 10
65824 Schwalbach/Ts.
www.wochenschau-verlag.de

Redaktion
Dr. Martina Tschirner (V.i.S.d.P.)
Prof. Dr. Tim Engartner
Prof. Dr. Klaus-Peter Hufer
Prof. Dr. Dirk Lange
Hans-Joachim von Olberg
Prof. Dr. Bernd Overwien
Prof. Dr. Armin Scherb
Moritz Peter Haarmann

Verantwortlich für diese Ausgabe 
Dr. Martina Tschirner

Verantwortlich für die 
Verbandspolitische Rundschau
Moritz Peter Haarmann

Herstellung
Susanne Albrecht, Opladen

Buchbesprechungen
Unverlangt eingesandte Rezensionsexemplare 
können nicht zurückgesandt werden.

Abonnentenbetreuung
Tel.: 06196 860-65
Fax: 06196 860-60
bestellservice@wochenschau-verlag.de

Druck
Görres-Druckerei und Verlag GmbH

Erscheinungsweise
4 Hefte jährlich. 

Preise
Einzelheft: 7,40 € zzgl. Versandkosten. 
Standardabonnement: 24,80 € zzgl. Versandkosten. 
In den (Inlands-)Bezugspreisen sind 7% Mehrwertsteuer 
enthalten. 

Anzeigenpreise
Preisliste Nr. 1 vom 1. Januar 2014

Anzeigenleitung
Brigitte Bell 
Tel.: 06201 340279, Fax: 06201 182577
brigitte.bell@wochenschau-verlag.de

Bankverbindung
Postbank Frankfurt/M., Kto. 000 377 0608, BLZ 500 100 60, 
IBAN DE68 5001 0060 0003 7706 08, BIC PBNKDEFFXXX

© Wochenschau Verlag
Alle Rechte vorbehalten. Ein Nachdruck darf nur mit 
vorheriger Einwilligung des Verlages erfolgen.

Beilagen-/Beihefterhinweis
Der Abonnentenausgabe liegt ein Prospekt des Wochenschau
Verlages bei: „Die ganze Welt des Unterrichtens“

ISSN: 1433-3120, Bestell-Nr.: po3_14

polis_3_14_032-034_033_034_2.qxd  10.09.2014  14:42  Seite 34


	polis_3_14_003_003
	polis_3_14_004_007
	polis_3_14_008-010
	polis_3_14_011-014
	polis_3_14_015-017
	polis_3_14_018-020
	polis_3_14_021_025
	polis_3_14_026_027
	polis_3_14_028-030

